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CDU/CSU SPD FDP DIE LINKE 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

Armut und Exis-
tenzminimum 

„Fördern und Fordern“ 
 
Gegen Bedingungsloses 
Grundeinkommen, Bei-
behaltung der Sankti-
onsmechanismen bei 
Hartz IV 
 
Offensive zur beruflichen 
Aus- und Weiterbildung 
in der Grundsicherung, 
Sprache + Ausbildungs-
fähigkeit, „jedem ein An-
gebot machen“  
 
bessere Rahmenbedin-
gungen für Aus- und 
Weiterbildung für gering-
qualifizierte Arbeitslose;   
 
Neue Ausgestaltung der 
Einkommensanrechnung, 
mehr Anreize für Be-
schäftigung - Ziel: Arbeit 
 
Hinzuverdienstregeln für 

Respekt und Bürgergeld  
 
Längeres ALG für langjäh-
rige Beitragszahler*innen 
 
Ausbau und Weiterent-
wicklung des sozialen 
Arbeitsmarkts  
 
Grundsicherung „grundle-
gend überarbeiten“ und zu 
„Bürgergeld“ entwickeln 
 
Digital und unkompliziert 
zugänglich; „digital und 
aufsuchend“, Bürgerser-
vice: Hilfe bei Realisierung 
von Ansprüchen 
 
Regelsätze – müssen für 
Leben in Würde ausrei-
chen; zu gesellschaftliche 
Teilhabe befähigen; kaput-
te Waschmaschine oder 
neue Winterjacke darf 
nicht zur „untragbaren Last 

Moderner Sozialstaat als 
„Sprungbrett“ – Chancen 
 
„Liberales Bürgergeld“ – 
Integration der steuerfinan-
zierten Sozialleistungen wie 
ALG II, GruSi Alter, Hilfe 
zum Lebensunterhalt und 
Wohngeld zu einer Leis-
tung – „negative Einkom-
menssteuer“ 
 
Geringere Anrechnung von 
Einkommen; Einkommen 
von Jugendlichen in ALG II 
Familien bis Höhe Minijobs 
nicht anrechnen 
 
Weiterentwicklung des 
Passiv-Aktiv-Tauschs  
 
Schonvermögen ausweiten 
– insbesondere Altersvor-
sorge, selbst genutzte Im-
mobilie sowie das für Er-
werbstätigkeit benötigte 

„garantiertes Mindesteinkom-
men von 1.200 Euro in jeder 
Lebenssituation, in der es ge-
braucht wird“  
 
Hartz IV abschaffen und durch 
gute Arbeit, bessere Erwerbs-
losenversicherung und „be-
darfsgerechte individuelle Min-
destsicherung ohne Sanktio-
nen“ ersetzen 
 
Höhe: 1.200 Euro; kurzfristig: 
658 Euro plus Wohn- und 
Stromkosten in tatsächlicher 
Höhe; zudem 100 Euro Mehr-
bedarf für die Dauer der Pan-
demie;  
bei höheren Mietkosten auch 
höhere Wohnkosten;  
langlebige Gebrauchsgüter im 
Bedarfsfall übernehmen 
Mobilität – Sozialticket; in der 
Perspektive: entgeltfreier 
ÖPNV 
Einmalige Leistungen für digi-

„Garantiesicherung statt 
Hartz IV“  
 
Existenzminimum – neu 
berechnen und die jetzigen 
Kürzungstricks beenden; in 
ersten Schritt – Anhebung 
um mindestens 50 Euro 
 
Schrittweise individualisie-
ren  
 
Attraktivere Anrechnung von 
Einkommen; Jugendliche 
dürfen in Hartz IV „ohne 
Anrechnung“ verdienen 
 
Vermögensprüfung – einfa-
che Selbstauskunft  
 
Anhebung des Schonver-
mögens  
 
Schrittweise Vereinfachung, 
„indem wir die existenzsi-
chernden Sozialleistungen 

                                                           
1
 Grundlage und Seitenverweise: Wahlprogramme der Parteien. 

CDU/CSU: www.ein-guter-plan-fuer-deutschland.de  
SPD: www.spd.de/zukunftsprogramm  
FDP: www.fdp.de/nie-gab-es-mehr-zu-tun  
Bündnis 90/Die Grünen: https://cloud.paritaet.org/s/CzcRyDYwRPAJfKo (final gestaltetes Programm zum Zeitpunkt der Auswertung noch nicht online, daher Verweis auf vorläufig gestaltete, 
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Jugendliche und junge 
Erwachsen bis zum 21. 
Lebensjahr ausweiten 
 
SGB II Leistungsrecht 
vereinfachen, weniger 
Gerichtsverfahren; dafür 
bessere Betreuung 
 
KdU: Schutz vertrauter 
Wohnsituation – insbe-
sondere für Menschen 
mit langem Arbeitsleben 
 
(alles S. 61f.) 
 

werden“; Betroffene und 
Sozialverbände einbezie-
hen bei Weiterentwicklung 
der Regelbedarfsermitt-
lung 
 
Ziel Bürgergeld: Hilfebe-
dürftigkeit überwinden, 
über Beschäftigung oder 
Qualifizierung 
 
Recht auf Nachholen eines 
Berufsabschlusses und 
Einführung eines Weiter-
bildungsbonus 
 
Hartz IV: Aussetzung der 
Angemessenheitsprüfung 
der Wohnung und des 
Vermögens für die ersten 
beiden Jahre; Erhöhung 
des Schonvermögens 
 
Mitwirkungspflichten blei-
ben, aber: „Teilhabever-
einbarungen“ statt Einglie-
derungsvereinbarung; 
„sinnwidrige und unwürdi-
ge Sanktionen“ werden 
abgeschafft; sozioökono-
mische und soziokulturelle 
Existenzminimum muss 
jederzeit gesichert sein   
 
(alles S. 33f.) 
 
 
 

Kraftfahrzeug 
 
Einheitliche Leistung für 
alle Erwachsene und Baga-
tellgrenze bei Rückforde-
rungen  
 
(alles S. 86f) 

tale Anbindung; bei schul-
pflichtigen Kindern – 500 Euro 
 
Für alle Personen, die sich in 
Deutschland aufhalten; 
AsylbLG wird abgeschafft  
 
 
Individuelle Ansprüche statt 
Bedarfsgemeinschaft (unter 
Beachtung der gesetzlichen 
Unterhaltsansprüche)  
 
Abschaffung aller Sanktionen 
 
Ausbau der Prozesskosten- 
und Beratungshilfe 
 
Gebührenfreie und unabhän-
gige Beratungsstellen - Bun-
deszuschüsse  
 
BGE – für Teile der Partei 
attraktiv; im kommenden Jahr: 
Mitgliederentscheid 

zusammenlegen und ihre 
Auszahlung in das Steuer-
system integrieren“.  
BGE Projekte werden be-
grüßt  
 
Perspektivwechsel bei Ar-
beitsförderung: 
 
Abschaffung der Sanktionen 
– Augenhöhe; individuelle 
Unterstützung  
 
Abschaffung des Vorrangs 
der Vermittlung in prekäre 
Arbeit, „Vorrang für Ausbil-
dung und Qualifizierung“ 
 
„soziale Teilhabe durch 
einen dauerhaften sozialen 
und inklusiven Arbeitsmarkt“  
 
(S. 55f.) 
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Arbeitsförderung, 
Beschäftigungs-
politik und Ar-
beitsrecht 

Stärkung der Allgemein-
verbindlicherklärung von 
Tarifverträgen (S. 38) 
 
Erhalt von Werk- und 
Dienstverträgen, Zeitar-
beit, Minijobs und sach-
grundloser Befristung 
(„Vielfalt des deutschen 
Arbeitsmarkts sichern“), 
hierbei dem Missbrauch 
entgegenwirken (S. 38) 
 
Persönliche Begleitung in 
den Jobcentern mit nied-
rigen Betreuungsschlüs-
seln; Offensive zur Aus- 
und Weiterbildung und 
Vorrang von Qualifizie-
rungsmaßnahmen vor 
schneller Vermittlung in 
einen Helferjob (S. 39) 
 
Ausbau des Bundespro-
gramms „Bildungsprä-
mie“; Informations- und 
Beratungsangebote zur 
Weiterbildung für Be-
schäftigte und Unter-
nehmen (S.83) 
 
Ausbau des BAföG zur 
Sicherung des Lebens-
unterhalts während Bil-
dung und Weiterbildung 
im Lebenslauf (S. 83) 
 
Platz in einem Alphabeti-

 „Recht auf Arbeit“: Ver-
pflichtung der Solidarge-
meinschaft jedem/jeder 
Arbeit und Teilhabe zu 
ermöglichen (S. 27) 
 
Erleichterung der Allge-
meinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen und 
Verabschiedung eines 
Tariftreuegesetzes (S. 27) 
 
Anhebung des gesetzli-
chen Mindestlohns auf 12 
Euro (S. 27) 
 
Abschaffung der Befris-
tung ohne Sachgrund, 
Equal-Pay-Prinzip ab dem 
1. Tag in der Zeitarbeit, 
Entlastung Geringverdie-
nende durch Anhebung 
der Gleitzone Midi-Jobs 
auf 1600 Euro (S. 27) 
 
Einführung eines An-
spruchs auf Qualifizierung 
nach dreimonatiger Ar-
beitslosigkeit (Arbeitslo-
sengeld Q); Einführung 
eines Rechts auf Nachho-
len eines Berufsabschlus-
ses mit einem Weiterbil-
dungsbonus in der Grund-
sicherung für Arbeitssu-
chende sowie eines 
Rechts auf Weiterbildung 
und beruflichem Neustart 

Zweites Bildungssystem: 
Einführung eines „Midlife-
BAföGs“ und persönliches 
Freiraumkonto zum steuer- 
und abgabenfreien Anspa-
ren für Weiterbildungsan-
gebote und Bildungsauszei-
ten (S. 18) 
 
Zugang zu und Transpa-
renz über Weiterbildungs-
angebote mit einer zentra-
len digitalen Plattform er-
höhen, damit die Anerken-
nung informell sowie non-
formal erworbener Kompe-
tenzen ermöglichen (S. 18) 
 
Unterstützung von berufs-
bildenden Schulen und 
ausbildenden Betrieben bei 
der Umsetzung von digita-
len Ausbildungsangeboten 
mit einem „Zentrum für 
digitale Berufsbildung“ (S. 
19) 
 
Erhöhung der Minijob- und 
Midijob-Grenze, dynami-
sche Kopplung an Mindest-
lohnentwicklung (S. 34) 
 
Wöchentliche statt werktäg-
liche Höchstarbeitszeit (S. 
32) 
 
Erörterungsanspruch bei 
Antrag auf mobiles Arbeiten 

Recht auf Erwerbsarbeit mit 
individuell einklagbarem 
Rechtsanspruch, gekoppelt mit 
Recht, eine konkrete Erwerbs-
arbeit abzulehnen 

Einrichtung eines öffentlich 
geförderten Beschäftigungs-
sektors mit zusätzlichen, exis-
tenzsichernden, sv-pflichtigen 
und tariflich abgesicherten 
Arbeitsplätzen 

Unterstützung der Gewerk-
schaften für Arbeitszeitverkür-
zung in Richtung 30-Stunden-
Woche bei vollem Lohn—und 
Personalausgleich, gleichzeitig 
Schaffung eines Rechtsan-
spruchs auf eine Vollzeitstelle 
für alle Beschäftigten 

Weiterbildungsanspruch für 
alle, Einführung Bildungsteil-
zeit für Beschäftigte und Wei-
terbildungsgeldes für arbeits-
lose Menschen, von Unter-
nehmen finanzierter Weiterbil-
dungsfonds, Weiterbildung 
Vorrang vor einer schnellen 
Vermittlung bei arbeitslosen 
Menschen 

Abschaffung des Niedriglohn-
sektors und Stärkung von Ta-
rifverträgen, dafür Anhebung 
des Mindestlohns auf 13 Euro, 
Überführung von Leiharbeit, 

Sofortige Anhebung des 
gesetzlichen Mindestlohns 
auf 12 Euro und darüber 
hinaus gehende Steigerun-
gen (S. 51) 
 
Equal-Pay zuzüglich einer 
Flexibilitätsprämie in der 
Zeitarbeit, Bekämpfung des 
Missbrauchs bei Werkver-
trägen, Scheinselbständig-
keit und Schwarzarbeit und 
Ausgestaltung einer sozial 
gerechten Arbeitspolitik, die 
den Niedriglohnsektor mit-
telfristig austrocknet (S. 52, 
S. 54). 
 
Umwandlung der Minijobs in 
sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung (S. 55) 
Erleichterung der Allge-
meinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen und 
Schaffung eines Bundesta-
riftreuegesetzes (S. 52) 
 
Schaffung eines Rechtsan-
spruchs auf Weiterbildung 
mit einem Weiterbildungs-
geld bzw. Weiterbildungs-
BAföG zur Lebensunter-
haltssicherung und Weiter-
entwicklung der Arbeitslo-
senversicherung zu einer 
Arbeitsversicherung; Wei-
terbildungsberatung in Bil-
dungsagenturen als zentrale 
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Die Grünen 

sierungskurs für alle mit 
einem entsprechenden 
Förderbedarf (S. 84) 
 
Einrichtung einer digita-
len Bildungsplattform, die 
allen Bür-
ger*innen Zugang zu 
digital gestützten Bil-
dungsangeboten ver-
schafft (S. 82) 

für alle/in allen Lebens-
phasen („geförderte Bil-
dungszeit“) (S. 31, S. 33) 
 
Ausbau und Weiterent-
wicklung des Sozialen 
Arbeitsmarkts (S.33). Auf-
lage eines Modellprojektes 
des Bundes „Dienstleis-
tungszentren (DLZ)“ in 
kleinen Städten und Ge-
meinden für die Vermitt-
lung medizinischer und 
haushaltsnaher Dienstleis-
tungen; Kooperation mit 
dem sozialen Arbeitsmarkt 
(S. 36) 
 
Auflage eines Förderpro-
gramm des Bundes zur 
Unterstützung der Volks-
hochschulen in ihrem An-
gebot der „digitalen Bil-
dung“ für alle (S. 14) 

(S. 32) 
 
Stärkung flexibler Arbeits-
modelle, z. B. "Jobsha-
ring","Topsharing" (S. 32) 
 
zehn Tage Partnerschutz 
(analog Mutterschutz) nach 
Geburt eines Kindes (S. 33) 
 
Höchstüberlassungsdauer 
von Zeitarbeitskräften wird 
aufgehoben (S. 33) 

Minijobs und sachgrundlos 
befristeten Beschäftigungen in 
reguläre SV-pflichtige Arbeits-
verhältnisse, Verabschiedung 
eines Bundestariftreuegeset-
zes 

neues Normalarbeitsverhält-
nisses: 30 Stunden pro Woche 
  
Mitbestimmungsrecht bei der 
Personalbemessung  
 
Antistressverordnung 
 
Erweiterung der Mitbestim-
mung von Belegschaften und 
Öffentlichkeit in wirtschaftli-
chen Fragen  
 
Tarifverträge auf Antrag einer 
Tarifvertragspartei für allge-
meinverbindlich erklären 
 
Einhaltung von Tarifverträgen 
als zwingende Voraussetzung 
für öffentliche Aufträge 
 
verbindliche Obergrenzen für 
Manager*innen- und Vor-
standsgehälter 
 
sachgrundlose Befristungen 
ersatzlos streichen, zulässige 
Sachgründe eng begrenzen 
 
bundesweite branchenspezifi-
sche Mindesthonorarregelun-

Anlaufstellen (S. 53, S. 77) 
 
Niedrigschwelligerer Zu-
gang zur Arbeitslosenversi-
cherung für kurzzeitig Be-
schäftigte und Selbständige 
(S. 53) und Einführung ei-
nes Mindestkurzarbeitergel-
des (S. 51) 
 
Intensive Betreuung von 
langzeitarbeitslosen Men-
schen und Vorrang von 
Ausbildung und Qualifizie-
rung vor Vermittlung in pre-
käre Arbeit (S. 56) 
 
Einrichtung eines dauerhaf-
ten sozialen Arbeitsmarkts 
für Menschen, die lange 
arbeitslos sind (S. 52, S. 56) 
 
Schaffung eines inklusiven 
Arbeitsmarkts, der Men-
schen mit Behinderung bes-
ser aufnimmt, Erhöhung der 
Ausgleichsabgabe zur Be-
förderung inklusiver Be-
schäftigung und Überfüh-
rung des heutigen Werk-
stattsystems in ein System 
der Inklusionsunternehmen 
(S. 56) 
Weiterentwicklung des Bud-
gets für Arbeit.  
 
Unterstützung von Volks-
hochschulen und ähnlichen 
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gen für Selbstständige 
  
gesetzliche Höchstarbeitszeit 
auf maximal 40 Stunden pro 
Woche begrenzen  
 
Recht auf vorübergehende 
Arbeitszeitverkürzung für alle 
Beschäftigten  
 
gesetzlicher Urlaubsanspruch 
von sechs Wochen  
 
Recht auf Homeoffice 
 
Verbandsklagerecht für Ge-
werkschaften  
 
Abschaffung des Tarifeinheits-
gesetzes 
  
Streikrecht auch für Beamte 
 
keine "OT"-Mitgliedschaften in 
Arbeitgeberverbänden  
 

Mitbestimmungs- und Streik-
rechte auch für Mitarbei-
ter*innen in Kirche, Diakonie 
und Caritas 

 

 

 

öffentlichen und gemeinnüt-
zigen Bildungseinrichtungen 
als wichtige Partner der 
Weiterbildung (S. 77) 
 
Bereitstellung von Geld und 
Kurskapazitäten für die Al-
phabetisierung (S. 77) 
Stärkung der Tarifautono-
mie durch ein Bundesta-
riftreuegesetz und der Mit-
bestimmung von Betriebsrä-
ten (S. 52) 
 
Recht auf mobiles Arbeiten 
(S. 52) 
 
Stärkung flexibler Arbeits-
zeitmodelle, keine Aufwei-
chung der Grenzen des 
Arbeitszeitgesetzes (S. 53) 
 
Schaffung einer EU-
Richtlinie für Lohngleichheit 
und eines Entgeltgleich-
heitsgesetz für gleiche Be-
zahlung von Männern und 
Frauen (S. 53) 
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Kinder und Ju-
gend 

Europa soll für die Ju-
gend erlebbar gemacht 
werden (Austauschpro-
gramme, Interrail, Eras-
musPlus, Begegnungs-
möglichkeiten) (S. 32) 
 
Kinder gesund aufwach-
sen lassen (Ernährung, 
Bewegung und Bildung) 
(S. 77) 
 
Kindern in Not helfen 
(medizinische und psy-
chologische Notfallver-
sorgung) (S. 78) 
 
Aufstieg durch Bildung 
(Kinderbetreuung, Kita-
Ausbau fördern, Einrich-
tungen der frühen Bil-
dung zu hochwertigen 
Bildungsorten, Entkopp-
lung von Herkunft und 
Bildung) (S. 80) 
 
Sprachliche Bildung für 
alle Kinder (S. 80) 
 
Schulen in sozial schwie-
rigen Lagen besonders 
stärken (S. 80) 
 
nach Corona durchstar-
ten (Unterstützungspro-
gramm 2021/2022 1 Mrd. 
Euro zu Lese- und 
Sprachkompetenz, 

Digitalpakt auch für die 
Kinder- und Jugendhilfe 
(S. 13) und digitales End-
gerät für alle Schü-
ler*innen 
 
Recht auf digitale Bildung 
(S. 14) 
 
psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen stärken 
und ohne lange Wartezei-
ten zugänglich machen (S. 
18) 
 
im Handwerk mit neuen 
Ausbildungskonzepten 
dem Fachkräftemangel 
begegnen und die Integra-
tion junger Menschen aus 
allen Teilen der Welt för-
dern (S. 19) 
 
Impulse, um Zahl der 
Nachwuchskräfte in den 
erzieherischen Berufen bis 
2030 bundesweit zu ver-
doppeln und attraktive, 
vergütete und schulgeld-
freie Ausbildung zu schaf-
fen, mehr Ausbildungska-
pazitäten an Fachschulen 
und in Studiengängen zur 
sozialen Arbeit und Kind-
heitspädagogik, sowie 
mehr Karriereoptionen für 
die Fachkräfte und exis-

1 Prozent der Mehrwert-
steuereinnahmen zusätz-
lich in Bildung investieren 
(S. 16) 
 
gleichwertige Unterstützung 
für Schulen in freier Träger-
schaft (S. 16) 
 
Fortbildungen bei der 
Schul- und Unterrichtsent-
wicklung, Schulen und 
Kitas über drei Säulen fi-
nanzieren: einen Sockelbe-
trag entsprechend der Grö-
ße der Einrichtung, Bil-
dungsgutscheine, die pro 
Kind einen Zuschuss ge-
währen, und einen „Ger-
man Dream“-Zuschuss für 
Kinder mit niedrigem sozio-
ökonomischen Status (S. 
16) 
 
Talentschulen mit moderns-
ter Pädagogik und 
bester Ausstattung aufbau-
en (S. 16) 
 
Wahlfreiheit zwischen Re-
gelunterricht und speziellen 
Klassen beziehungsweise 
Schulen bei Eltern und 
ihren Kindern (mit Behinde-
rung) (S. 16) 
 
Standards für Betreuungs-
schlüssel und 

Kindergeld für alle Kinder auf 
328 Euro, Kinder aus armen 
Familien erhalten zusätzlich 
zum Kindergeld einen alters-
gestaffelten Zuschlag bis zu 
302 Euro  
 
Kommunen finanziell unter-
stützen, um Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe, 
Sportanlagen, Frei- und Hal-
lenbäder, Kultur- und Bil-
dungseinrichtungen vorzuhal-
ten sowie den ÖPNV stärker 
auf die Bedürfnisse der jungen 
Menschen auszurichten 
 
Gebührenfreie öffentliche Kin-
derbetreuung für Kinder aller 
Altersgruppen 
 
Offensive des Bundes für mehr 
Lehrkräfte und Erzieher*innen: 
bundesweit einheitlicher Be-
treuungsschlüssel in Kinderta-
gesstätten (mindestens 1:3 bis 
3 Jahre bzw. 1:8 ab 3 Jahren)  
 
täglich kostenloses, gesundes, 
warmes Essen  
 
Sozial- und Erziehungsberufe 
verdienen bessere Bezahlung 
und Arbeitsbedingungen 
 
Investitionsprogramm des 
Bundes »Inklusive Bildung«: 
Bildungseinrichtungen umfas-

Kinderrechte ins Grundge-
setz, Nationaler Aktionsplan 
für Kinder- und Jugendbe-
teiligung, Jugendverbände 
mit einem Verbandsklage-
recht gegenüber Kommu-
nen stärken, Mitmach- und 
Medienkompetenz sowie 
politische Bildung als Quer-
schnittsaufgaben in Kitas, 
Schulen und Jugendhilfe, 
Beteiligung bei allen Bau- 
und Wohnumfeldmaßnah-
men, die Kinder und Ju-
gendliche betreffen, Kinder-
freibeträge, Kinderzuschlag, 
das Sozialgeld für Kinder 
und die Bedarfe für Bildung 
und Teilhabe in eine neue 
eigenständige Leistung 
zusammenzufassen, Kinder 
in Familien mit geringen 
oder gar keinem Einkom-
men bekommen zusätzlich 
noch einen GarantiePlus-
Betrag. (S. 48) 
 
Gesetzliche Vorgaben zur 
Personalplanung für besser 
ausgestattete Jugendämter, 
Qualitätsstandards überall 
in der Kinder- und Jugend-
hilfe verbindlich erstellen, 
Bundesinklusionsgesetz: 
alle Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe so ausge-
stalten, dass sie sich auch 
an Kinder und Jugendliche 



Positionen der Parteien zur Bundestagswahl 2021 
 

 

7 
 

 
CDU/CSU SPD FDP DIE LINKE 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

Schulbegleitung, 1 Mrd. 
Euro für frühe Bildung, 
Ferienzeiten, Familiener-
holung, Sozialarbeit, 100 
Euro für Kinder in 
HartzIV Familien) (S. 80) 
 
digitale Bildung stärken 
(S. 81) 
 
Gleichwertigkeit der Bil-
dungssysteme garantie-
ren (S. 82) 
 
Nationale Bildungsplatt-
form (S. 82) 
 
sexuellen Kindesmiss-
brauch in aller Schärfe 
bekämpfen (elektroni-
sche Fußfesseln erwei-
tert einsetzen, Verant-
wortung Internetdienste, 
europaweite Vernetzung) 
(S. 108) 
 
Kinder präventiv schüt-
zen (Aufklärungs- und 
Sensibilisierungskam-
pagne, kinderfreundliche 
Beschwerdeverfahren, 
geeignete Hilfsangebote 
für traumatisierte Kinder, 
Förderung Medienkom-
petenz, Schutzkonzepte 
Telemedienanbieter, 
Kinderschutz als Pflicht-
fach in Ausbildung, kind-

tenzsichernde Beschäfti-
gungsverhältnisse schaf-
fen (S. 28) 
 
Ausbildungsgarantie, dua-
le Ausbildung stärken, 
mehr Verantwortung der 
Betriebe für die Schaffung 
von Ausbildungsplätzen, 
Einführung von branchen-
bezogenen Umlagen bzw. 
Fonds: ergänzend in einer 
Berufsschule oder außer-
schulisch ausbilden (S. 31) 
 
vollzeitschulische Ausbil-
dungen dual ausrichten 
(kostenfrei und mit Vergü-
tung) (S. 31) 
 
Teilhabe: gute beitrags-
freie Kitas, Ganztagsan-
gebot für Schulkinder, 
soziale Infrastruktur für 
Kinder und Jugendliche, 
freie Fahrt in Bus und 
Bahn (S. 39)  
 
neues existenzsicherndes 
Kindergeld (mind. 250€, 
bis 500 € je nach Einkom-
men der Eltern) - Ersatz 
für Kinderfreibetrag (S. 
39f.) 
 
Finanzielle Absicherung 
von jungen Menschen in 
Ausbildung (elternunab-

frühkindliche Bildungsinhal-
te in der Kindertagesbe-
treuung (S. 16) 
 
Ausbildung zur Fachkraft im 
Bereich der frühkindlichen 
Bildung bundesweit schul-
geldfrei und vergütet. (S. 
16)  
 
Kinder sollen mindestens 
ein Jahr vor der Einschu-
lung an einem Deutschtest 
teilnehmen (S. 17)  
 
Aufstiegspatenschaften für 
Kinder und Jugendliche aus 
bildungsfernen Haushalten 
(S. 17) 
 
Digitalpakt 2.0, der zur 
Technik auch in IT-
Administrator*innen, 
Dienstgeräte für Lehrkräfte, 
digitales Lernmaterial sowie 
Fortbildungen investiert (S. 
17) 
 
Angebot an Berufs- und 
Studienberatung in 
Jugendpflegeeinrichtungen 
erweitern, Heim- und Pfle-
gekinder müssen ihr selbst-
ständig verdientes Geld 
behalten können, Verlänge-
rung der Unterbringung im 
Jugendheim oder bei Pfle-
gefamilien auch über das 

send barrierefrei umbauen, 2-
Lehrer*innen-System um För-
derschulen überflüssig zu ma-
chen.  
 
Aus- und Weiterbildung von 
zusätzlichen Lehrkräften, die 
Deutsch als Zweitsprache 
unterrichten, eine Erstausstat-
tung an Schulbedarf für alle 
Kinder, zusätzliche Sprach- 
und Alphabetisierungskurse 
auch für geflüchtete Erwach-
sene und Informationen zu 
Berufsausbildungen, die für 
Geflüchtete in der Bunde-
sagentur für Arbeit angeboten 
werden 
 
Programm zur Schulsozialar-
beit: mindestens eine Fach-
kraft für Schulsozialarbeit je 
150 Schüler*innen  
 
10 Prozent Vertretungsreserve 
an Schulen 
 
Jedes Kind soll ein mobiles 
Endgerät als Teil der Bil-
dungsausstattung zur 
Verfügung haben  
 
Die IT-Infrastruktur an Schulen 
muss durch Fachpersonal 
betreut werden  
 
Sporthallen und Schwimmbä-
der sanieren  

mit Behinderungen und ihre 
Familien richten, dazu soll 
auch ein Bundesmodellpro-
gramm eingerichtet werden, 
Kostenbeitrag von Jugendli-
chen in vollstationärer Ein-
richtung oder Pflegefamilie 
abschaffen, niedrigschwelli-
ge Beteiligungsgremien wie 
Kinder- und Jugendparla-
mente, insbesondere auf 
kommunaler Ebene, stär-
ken, Jugendarbeit, Jugend-
verbandsarbeit und Demo-
kratiebildung verlässlich 
unterstützen, Offene Kinder- 
und Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit, Frühe Hilfen 
und alle Formen der Hilfen 
zur Erziehung sicherstellen, 
internationale Begegnungen 
und Austauschprogramme 
stärken, digitale Bildung als 
Gemeinschaftsaufgabe von 
Eltern, Bildungseinrichtun-
gen und der Jugendhilfe 
stärken, mit Fortbildungen 
für Fachkräfte und Unter-
stützungsangeboten für 
Eltern, digitales Endgerät für 
die Schule für Kinder, die in 
Armut lebe, Bundeszentrale 
für Kinder- und Jugendme-
dienschutz in ihren Kompe-
tenzen stärken (S. 49) 
 
Basiswissen über Kinder-
rechte, insbesondere Betei-
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gerechte Justiz) (S. 109) hängiges Kindergeld und 
BaföG), Jugendwohnen für 
Jugendliche bis 27 Jahren 
ermöglichen, Räume für 
Jugendarbeit schaffen (S. 
40) 
 
Rechtsanspruch auf För-
derung aller Freiwilligen-
dienst-Vereinbarungen für 
alle Unter 27-Jährigen, 
FSJ (digital) neu auflegen, 
bundesweit einheitliches 
Freiwilligengeld einführen 
(S. 40) 
 
Partizipation: Wahlalter auf 
16 Jahre absenken, Betei-
ligung in kommunalen 
Jugendhilfeausschüssen 
und Landesjugendhil-
feausschüssen in den 
Kommunalverfassungen 
verankern, Finanzierung 
von Kinder- und Jugend-
parlamenten, Jugendrin-
gen und Jugendverbände 
dauerhaft und nachhaltig 
sichern, Jugendcheck für 
jedes Gesetz (S. 40) 
 
selbstbestimmte Räume 
für Kinder- und Jugendar-
beit erhalten und aus-
bauen (40) 
 
Bundesinitiative Chancen-
gleichheit in der Bildung 

18. Lebensjahr hinaus ver-
bessern (S. 41) 

 
Alle Lehrämter gleichstellen 
 
Selbstverwaltung der Schulen 
und insbesondere die Mitbe-
stimmungsrechte der Schüle-
rinnen und Schüler an den 
Schulen stärken. 
 
Schulreinigung flächende-
ckend wieder in die öffentliche 
Hand 
 
Mindestens 50 Milliarden für 
Schulsanierung: Einrichtung 
Sozialfonds 
 
200 000 zusätzliche Erzie-
her*innen für Kita und Ganz-
tagsbetreuung  
 
Schulen: 100 000 neue Stellen 
für Lehrer*innen und Sozialpä-
dog*innen schaffen 
 
 
Schulpflicht für alle Kinder 
bundesweit und unabhängig 
vom Aufenthaltsstatus 
 
Eintrittspreise in die 
Schwimmbäder für alle er-
schwinglich 

ligung, Sensibilisierung und 
Schutz bei Kindeswohlge-
fährdung und sexualisierter 
Gewalt in die Curricula für 
Jura, Medizin, 
Pädagogik und Polizei, 
Fortbildungspflicht für Fami-
lienrichter*innen und die 
Anforderungen an die Quali-
fikation von Verfahrensbei-
ständen klar gesetzlich re-
geln, Arbeit des Unabhängi-
gen 
Beauftragten für Fragen des 
sexuellen Kindesmiss-
brauchs auf eine gesetzli-
che Grundlage stellen, bun-
desweit spezialisierte Fach-
beratungsstellen systema-
tisch ausbauen sowie tele-
fonische und Online-
Beratungsangebote finanzi-
ell absichern (S. 50) 
 
Mindeststandards in der 
Kindertagesbetreuung: Er-
zieher*innen und andere 
pädagogische Fachkräfte 
für höchstens vier unter 
Dreijährige oder neun Kin-
der ab drei Jahren, inklusive 
Einrichtungen benötigen 
abhängig vom Förderbedarf 
der Kinder einen besseren 
Betreuungsschlüssel, für 
Fachkräfte in den KiTas: 
Fachberatung, Supervisi-
ons- und Mentoring-
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starten, Bundesprogramm 
für Schulsozialarbeit, um in 
den Kommunen die Finan-
zierung der Chancenhelfer 
an jeder Schule zu sichern 
(S. 41) 
 
Kinderschutz erweitern: 
Schutzkonzepte / kinder-
schutzbeauftragte in Kitas, 
Schulen, Jugendhilfeein-
richtungen, Vereinen 
(bundesgeförderte Pilot-
projekte), unabhängige 
Ombudsstellen. Präventi-
onsketten und Netzwerke 
für Kinder/Jugendliche 
aller Altersgruppen schaf-
fen, um auf kommunaler 
Ebene verbindlich zusam-
men zu wirken. Schutz-
standards für Kinder und 
Jugendliche auch im digi-
talen Raum (S. 41) 
 
Gesundheitsfördernde 
Verpflegung in Kitas und 
Schulen kostenlos (S. 53) 
 
europäische Jugendgaran-
tie weiter stärken, jungen 
Menschen eine Perspekti-
ve bieten, sozialversiche-
rungspflichtige, unbefriste-
te Vollzeitstellen für Ju-
gendliche und junge Er-
wachsene schaffen (S. 57) 

Programmen, Lernortkoope-
rationen und Unterstützung 
für berufliche 
Weiterentwicklung innerhalb 
des KiTa-Systems, Enga-
gement des Bundes beim 
Platzausbau weiterführen 
und verstärken, faire Aus-
bildungsvergütungen, Wei-
terentwicklungsmöglichkei-
ten und gute Arbeitsbedin-
gungen für Fachkräfte, mit 
einem Bund-Länder-
Programm hochwertige 
Quereinstiegsbildung för-
dern, individuellen Rechts-
anspruch für jedes Grund-
schulkind auf Ganztagsbil-
dung und -betreuung mit 
Qualitätsstandards, Koope-
rationen im Ganztag finan-
ziell unterstützen (S. 73) 
 
Keine zusätzlichen Kosten 
für Eltern von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinde-
rungen, Beteiligung des 
Bundes an den Kosten des 
Ausbaus von Horten, Be-
gleitprogramm zur Förde-
rung einer integrierten, pro-
fessionsübergreifenden 
Schulentwicklung, Schulso-
zialarbeit ausbauen und 
flächendeckend als Be-
standteil des Ganztags ver-
ankern, psychische Ge-
sundheit mit Mentor*innen, 
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Bildungslots*innen, 
Schulsozialarbeiter*innen 
und Psycholog*innen schüt-
zen, multiprofessionelle 
Teams aus Lehrkräften, 
Schulsozialarbeiter*innen, 
Erzieher*innen, Schulpsy-
cholog*innen, Partizipation 
der Schüler*innen und die 
Kooperation mit Eltern ver-
bessern (S. 74) 
 
digitale Ausstattung und 
Strukturen für Schulen: kon-
tinuierliche Fort- und Wei-
terbildungsangeboten für 
pädagogisches Fachperso-
nal, hauptberufliche Admi-
nistrator*innen für techni-
sche Infrastruktur an Schu-
len (S. 75)  

Familie CDU hält am Ehegatten-
splitting fest, unabhängig 
davon zusätzlich Ansätze 
entwickeln, um Kinder 
positiv zu berücksichti-
gen, perspektivisch: vol-
ler Grundfreibetrag für 
Kinder an (Einstieg in 
Kindersplitting), steuerli-
cher Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende auf 
4.008 Euro verdoppeln, 
perspektivisch auf 5.000 
Euro, steuerliche Be-
rücksichtigung haus-
haltsnaher Dienstleistun-
gen verbessern (S. 

Leistungen möglichst au-
tomatisch erhalten oder in 
einfacher Form mit einem 
Klick beantragen können 
(S. 13) 
 
 
 
Steuerrecht stärker auf 
Partnerschaftlichkeit aus-
richten sowie Steuerlast 
bei unterschiedlich hohen 
Einkommen zwischen den 
Eheleuten gerecht vertei-
len: Ehegattensplitting für 
neue Ehen ändern, für 
bestehende Ehen Wahl-

Einteilung Arbeitszeit muss 
flexibel möglich sein (S. 32) 
 
Absetzbarkeit von Betreu-
ungskosten (S. 32) 
 
Auszeit für Vorstände we-
gen Fürsorgearbeit (S. 32) 
 
Partnerschutz analog zum 
Mutterschutz zehn Tage 
nach Geburt (S. 33) 
 
pflegende Angehörige ent-
lasten (S. 39) 
 
Kinderchancengeld einfüh-

Kindergrundsicherung nach 
Grundsätzen des Bündnisses 
Kindergrundsicherung: 630 
Euro für die ärmsten Kinder, 
nach Einkommenssituation bis 
auf 328 Euro abgeschmolzen 
 
Sofortmaßnahme: Kindergeld 
für alle Kinder auf 328 Euro 
monatlich erhöhen (einkom-
mensunabhängig an alle Fami-
lien), Kinder aus armen Fami-
lien zusätzlich als Sofortmaß-
nahme: nach Alter gestaffelter 
Zuschlag bis zu 302 Euro, 
tatsächliche Unterkunftskosten 
sowie einmalige und besonde-

Kindergrundsicherung: Kin-
dergeld, Kinderfreibeträge, 
Kinderzuschlag, das Sozial-
geld für Kinder und 
die Bedarfe für Bildung und 
Teilhabe in eine neue ei-
genständige Leistung zu-
sammenfassen, fester Ga-
rantie-Betrag für alle, Kinder 
in Familien mit geringen 
oder gar keinem Einkom-
men: GarantiePlus-Betrag 
(je niedriger das Familien-
einkommen, desto höher 
der GarantiePlus-Betrag), 
nach einmaliger Beantra-
gung bei Geburt wird die 
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71/72) 
 
Familienleistungen ma-
ximal vereinfachen: au-
tomatisiert, digital und 
aus einer Hand, Ge-
burtsurkunde, Kinder-
geld, Elterngeld und Kin-
derzuschlag sowie Bil-
dungs- und Teilhabepa-
ket digital beantragen, 
Leistungen, wo immer 
möglich, automatisiert (S. 
76) 
 
KfW-
Wohneigentumspro-
gramm für Familien aus-
weiten: Darlehen, Til-
gungszuschüsse oder 
Zinsverbilligungen nach 
Anzahl der Kinder staf-
feln, energetische Sanie-
rungen für Familien för-
dern, Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer von 
250.000 Euro pro Er-
wachsenen plus 100.000 
Euro pro Kind beim erst-
maligen Erwerb selbst-
genutzten Wohnraums 
ermöglichen (S. 77) 
 
familienrechtliche Vor-
schriften im Unterhalts-, 
Sorge- und Umgangs-
recht anpassen: Zentral 
ist das Wohl des Kindes, 

recht (S. 23) 
 
Kindergrundsicherung 
einführen (S. 23) 
 
Zugang zu Brückenteilzeit 
für mehr Beschäftigte (S. 
29) 
 
Persönliches Zeitkonto 
entwickeln (S. 32) 
 
Langjährige Pflege von 
Eltern, Schwiegereltern 
oder anderen Familienmit-
gliedern dürfen sich nicht 
mehr negativ auf die Rente 
auswirken (S. 35) 
 
Förderung haushaltsnaher 
Dienstleistungen (S. 36) 
 
Vereinbarkeit Be-
ruf/Sorgearbeit: Zwei Wo-
chen Elternschaftszeit für 
nicht gebärenden Eltern-
teil, Familienarbeitszeit, 
mehr Kinderkrankentage, 
Familienpflegezeit (S. 39) 
 
kindersensible Justiz 
(S. 41) 
 
Reform Abstammungs-
recht und Verantwortungs-
gemeinschaft (S. 43) 

ren (S. 40) 
 
Partnerschaftsbonus El-
terngeld flexibilisieren (S. 
40) 
 
höhere Freibeträge für Fa-
milien und Alleinerziehende 
(S. 40) 
 
Verantwortungsgemein-
schaft einführen (S. 42) 
 
Wechselmodell zum Leitbild 
machen (S. 42) 
 
Umgangsrecht der Großel-
tern mit Enkelkindern ver-
bessern (S. 43) 
 
SGBII: Keine Haftung jun-
ger Erwachsener bei Ver-
schulden der Eltern, z.B. 
durch das verspätete An-
zeigen einer Erwerbstätig-
keit (S. 86) 
 
Rentensplitting vereinfa-
chen (S. 87) 
 
Förderung Wohneigentum 
(S. 84) 

re Bedarfe (Klassenfahrten, IT-
Ausstattung u. ä.) berücksich-
tigen  
 
infrastrukturelle Angebote 
(ÖPNV, Kinder- und Jugend-
freizeiteinrichtungen, Musik-
schulen, Bibliotheken etc.) 
niedrigschwellig, barrierefrei, 
wohnortnah im Lebensumfeld 
und möglichst gebührenfrei 
 
Gebührenfreie öffentliche Kin-
derbetreuung für Kinder aller 
Altersgruppen über Rechtsan-
spruch auf pädagogische För-
derung 

Elterngeldanspruch auf 12 
Monate pro Elternteil (bzw. 24 
Monate für Alleinerziehende), 
Anhebung des Mindestbetrag 
auf 400 Euro, keine Anrech-
nung des Elterngeldes auf 
Transferleistungen 

Bessere Arbeitszeitmodel-
le,  statt Flexibilisierung der 
Arbeitszeit, mehr  Zeitautono-
mie und eine Erwerbsarbeit, 
die sich an unterschiedlichen 
Lebensphasen anpassen kann  

Besserer Kündigungsschutz 
für Eltern bis zur Vollendung 
des sechsten Lebensjahres, 
mehr Kinderkrankentage, dau-
erhafte Verlängerung der Kin-

Höhe der Kindergrundsiche-
rung automatisch von der 
Familienkasse berechnet 
und ausgezahlt, Neuermitt-
lung dessen, was Kinder 
zum Leben brauchen (S. 
48) 
 
KinderZeitPlus (Ausweitung 
Elternzeit auf 24 Monate, 
bis 14. LJ) (S. 50) 
 
flexibler Vollzeitkorridor, 
Ausweitung Kinderkranken-
geldtage, Freistellung nicht 
gebärender Elternteil nach 
Geburt (S. 50) 
 
mit Neuermittlung der Min-
destbedarfe steigt Min-
destunterhalt, nur die Hälfte 
auf den Unterhaltsvor-
schuss anrechnen (S. 50)  
 
nach Trennung: Mehrkosten 
für die Ausübung des Um-
gangs und Betreuungsleis-
tungen angemessen be-
rücksichtigen, im Grundsi-
cherungsbezug einen Um-
gangsmehrbedarf einführen 
(S. 50) 
 
familienunterstützende Leis-
tungen fördern (S. 51) 
 
Kinderschutz vor Gericht 
verbessern (S. 103) 
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Aufenthalts- und Betreu-
ungsregelung, die in 
jedem Einzelfall best-
möglich das Kindeswohl 
sicherstellt (S. 78)  

derkrankentage, Auswei-
tung auf Beschäftigte in Mini- 
und Midijobs, Soloselbststän-
dige und Freiberufler*innen  

Zusätzlicher Elternschutz von 
zehn Tagen bezahlter Freistel-
lung für den zweiten Elternteil 
nach der Geburt des Kindes,  

Begrenzung des Ehegatten-
splittings auf Übertragung des 
steuerlichen Grundfreibetrags 
(Existenzminimums) auf den 
Ehe- bzw. Lebenspart-
nern*innen 

Kinderrechte im Grundgesetz 
verankern 

bedarfsdeckende personelle 
und sachliche Ausstattung von 
Jugendämtern 

Pflege Versorgung stärken: 
Stärkung Trägervielfalt 
und Wettbewerb, Einrich-
tung Bundespflegekam-
mer 
 
Digitalisierung - Weiter-
entwicklung technischer 
Assistenz- und Warnsys-
teme älteren Menschen 
 
Pflegeversicherung wei-
terentwickeln: Prüfung 
der Stärkung und staatli-

Flächendeckende Weiter-
bildungs- und Unterstüt-
zungsangebote zur Bewäl-
tigung der digitalen Trans-
formation (S. 18) 
 
Maßnahmen zur Überwin-
dung des Personalman-
gels dürfen nicht dazu 
führen, dass die Stellen in 
der Pflege abgewertet 
werden (S. 18) 
 
Kommerzialisierung im 

Arbeitsbedingungen in der 
Pflege verbessern: Bildung, 
bedarfsgerechte Personal-
bemessung, Karrierechan-
cen, mehr Zeit und Raum 
für Arbeit der Pflegenden  
 
Reform der Pflegeausbil-
dung: mehr digitale Inhalte, 
Stärkung der pflegerischen 
Kompetenzen, leistungsge-
rechte Durchlässigkeit, 
Ausweitung von Pflegewis-
senschaften an den Hoch-

100.000 Pflegekräfte mehr in 
den Pflegeheimen und 500 
Euro mehr Grundgehalt. 
Rückgewinnung von Berufs-
aussteigern mit guten Arbeits-
bedingungen. Pflegevorsorge-
fonds soll zur Schaffung bes-
serer Arbeitsbedingungen in 
einen Pflegepersonalfonds 
umgewandelt werden.  
 
allgemeinverbindlicher Flä-
chentarifvertrag, mindestens 
auf dem Niveau der Tarifver-

Aufgabenverteilung im Ge-
sundheitswesen reformie-
ren: nichtärztliche Gesund-
heits- und Pflegeberufe 
sollen mehr Tätigkeiten und 
Verordnung von Hilfsmitteln 
und pflegenahen Produkten 
übernehmen können (S. 59) 
 
Solidarisch finanzierte Bür-
gerversicherung (S. 61) 
 
Möglichkeiten der Pati-
ent*innen und Versicherten 
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chen Förderung des In-
struments der betriebli-
chen Pflegezusatzversi-
cherung, Verlängerung 
Pflegevorsorgefonds bis 
2050 
 
 
Dynamisierung des Pfle-
gegeldes und Regeldy-
namisierung für alle Leis-
tungen auf Grundlage 
der Lohnentwicklung 
 
neue Wohn- und Betreu-
ungsformen und Mehr-
generationenhäuser un-
terstützen  
 
Kurzzeit- und Verhinde-
rungspflege sowie Be-
treuungsleistungen zu 
einem Budget zusam-
menfassen 
  
Unterstützung für externe 
pflegebedürfte Menschen 
in stationären Einrichtun-
gen 
 
Unterstützung der Länder 
und Kommunen bei quar-
tiersbezogener und sek-
torenübergreifendet Ver-
sorgung 
 
Pflegekräfte ausbilden: 
Pflegeassistenzausbil-

Gesundheitswesen been-
den (S. 18) 
 
die vollschulischen Ausbil-
dungen dual ausrichten: 
kostenfrei und mit Vergü-
tung (S. 31) 
 
Vollversicherung als Bür-
gerversicherung, die alle 
pflegerischen Bedarfe und 
Leistungen abdeckt, erster 
Schritt: Eigenanteil de-
ckeln für Pflegebedürftige 
mit kleinen und mittleren 
Einkommen 
Zukünftige Kostensteige-
rungen: aus moderat stei-
genden Pflegeversiche-
rungsbeiträgen und dyna-
mischem Bundeszuschuss 
finanzieren 
 
Mehr Möglichkeiten für 
Länder, Landkreise und 
Kommunen, darüber zu 
entscheiden, wo und in 
welcher Trägerschaft Hei-
me entstehen 
 
Rechtliche Klarheit bei der 
24-Stunden-Pflege. 

 
Förderung der haushalts-
nahen Dienstleistungen 
(soll auch für Geringver-
diener*innen attraktiv wer-
den) (S. 36) 

schulen, Wertschöpfungs-
anteil abschaffen 
 
Bedarfsgerechte Pflege 
statt starrer Quoten 
 
Bedarfsgerechte Versor-
gung statt reine Pflegeper-
sonal-Untergrenzen: „Pfle-
gepersonal-Regelung 2.0“ 
und einen ausgewogenen 
Qualifikationsmix. 
 
Digitalisierung und Entbü-
rokratisierung für die Pfle-
ge: digitale Anwendungen, 
Automatisierung, Telepfle-
ge sowie Robotik soll Pfle-
gende entlasten 
 
Pflegende Angehörige ent-
lasten: Ausbau von Kurz-
zeitpflegeplätzen, nied-
rigschwellige Beratungsan-
gebote, Kurzzeitpflegeplät-
ze ein Online-Register ein-
sehbar machen, mehr auf-
suchende Betreuung von 
Menschen mit Demenz, 
Ausbau demenzfreundli-
cher Quartiere 
 
Liberales Pflegebudget: 
Jede Person soll selbst 
entscheiden können, wel-
che Hilfe und Leistungen 
bei der Gestaltung des 
Alltags am besten sind, alle 

träge des Öffentlichen Diens-
tes (TVÖD/ TV-L) für alle Be-
schäftigten sein, der auch für 
private und kirchliche Träger 
wie Caritas und Diakonie gilt 
 
Gesetzliche Personalbemes-
sung für ambulante und statio-
näre Pflege: hohes Fachkraft-
niveau, auch in Nachtschicht, 
bundesweit verbindlich umge-
setzt und wirksam kontrolliert, 
Sofortmaßnahme: Fachkraft-
quote von mindestens 50 Pro-
zent 
 
Medizinische Behandlungs-
pflege vollständig von der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung getragen 
 
Risikozuschlag ersatzlos strei-
chen, keine transnationalen 
Pflegekonzerne, Pflegeeinrich-
tungen müssen gemeinnützig 
arbeiten 
 
Einführung solidarische Pfle-
gevollversicherung, Sofort-
maßnahme: Eigenanteile deut-
lich senken und deckeln 
 
Kommunen in die Lage verset-
zen, Pflegeeinrichtungen in 
öffentliche oder gemeinnützige 
Verantwortung und unter de-
mokratische Kontrolle zu brin-
gen 

in 
den Gremien des Gesund-
heitswesens ausbauen 
(S. 62)  
 
Ausbau digitaler Infrastruk-
tur und technischer Assis-
tenzsysteme in der Pflege, 
Hersteller von Medizinpro-
dukten und Software sollen 
offene Schnittstellen anbie-
ten, die sich an länderüber-
greifenden (Schnittstellen-
)Standards orientieren. 
(S. 62) 
 
Bundesprogramm für Kom-
munen und Quartierspflege: 
mehr ambulante Wohn- und 
Pflegeformen, z. B. Angebo-
te der Tages-, Kurzzeit- und 
Verhinderungspflege oder, 
Pflege- Wohngemeinschaf-
ten – eingebettet in ein Um-
feld, das Menschen im Alter 
oder bei Assistenzbedarf 
dabei unterstützt, aktiv am 
gesellschaftlichen Leben 
teilzuhaben, unterstützt von 
Community Health Nurses / 
Gemeindeschwestern (S. 
63) 
 
PflegeZeitPlus: finanziell 
abgefederter dreimonatiger 
Vollausstieg und dreijähriger 
Teilaussteig aus Erwerbstä-
tigkeit zur Pflege von Ange-
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dung in den Ländern 
harmonisieren und bun-
desweite Vergütung der 
Azubis 
 
attraktive Arbeitsbedin-
gungen – insbesondere 
verlässliche Dienstplan-
gestaltung 
Stärkung Willkommens-
kultur für ausländische 
Pflegefachkräfte und 
Schulgeldfreiheit 
 
(alles S. 67 bis 69) 

 
Familienpflegezeit: 15 
Monate Anspruch auf 
Lohnersatz, ab Pflegegrad 
2, auf mehrere Pflegeper-
sonen aufteilbar, Mindest-
arbeitszeit von 15 bis 20 
Stunden (S. 39) 

Leistungsansprüche der 
jeweiligen Pflegegrade in 
ein monatliches Pflege-
budget überführen 
 
Pflegeversicherung als 
Teilleistung und durch 
Kapitaldeckungselemente 
ergänzen 
Drei-Säulen-Modell wie bei 
Rente: soziale Pflegeversi-
cherung, private und be-
triebliche Vorsorge 
 
(alles S. 38 bis 40) 

 
Ablehnung der Einführung von 
Pflegekammern 
 
Pflegebedarfsplanung analog 
zur Krankenhausbedarfspla-
nung eingeführen 
 
Ambulante Pflegedienste und 
soloselbstständige Pflegende 
durch Organisation auf ge-
meinnützigen Plattformen und 
Durchsetzung von sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeits-
verhältnissen absichern 
 
Aus- und Fortbildung in Ge-
sundheitsberufen gebührenfrei 
und Arbeitsleistungen während 
der Ausbildung vergütet, bei 
Weiterbildung Beschäftigte 
nach Grundberuf bezahlen 
 
Pflegearbeit in Privathaushal-
ten bevorzugt als reguläre 
Beschäftigung über öffentliche 
Agenturen, Pflegeplattformen, 
gemeinwohlorientierte oder 
kommunale Träger (tarifliche 
Bezahlung, unbefristete Be-
schäftigung, Recht auf eine 
vertragliche Mindeststunden-
zahl, Arbeitsschutz und Wei-
terbildung für Beschäftigte)  
 
Pflegende Angehörige entlas-
ten: Ausbau Tages- und Kurz-
zeitpflege und flexible Wahl 

hörigen, Nachbar*innen 
oder Freund*innen (S. 63) 
 
Eigenanteile schnell senken 
und dauerhaft deckeln wer-
den (ambulant wie stationär) 
(S. 63) 
 
Arbeitsbedingungen in der 
Pflege: verbindliche, be-
darfsgerechte Personalbe-
messung in der Langzeit-
pflege, bessere Vereinbar-
keit von Beruf und Familie, 
mehr eigenverantwortliche 
Arbeit von Fachkräften, den 
Abbau unnötiger Bürokratie 
und die Ermöglichung neuer 
Arbeitszeitmodelle (35-
Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich), Ausnah-
men im Arbeitszeitgesetz für 
Pflege beschränken, psy-
chosoziale Unterstützung 
für alle Gesundheitsberufe 
stärken (S. 64) 
 
Verpflichtung der Pflegever-
sicherung nur noch mit An-
bietern zusammenzuarbei-
ten, die nach Tarif bezahlen 
(S. 64) 
 
Ausbildung, Selbstorganisa-
tion, Einflussmöglichkeiten 
der professionellen Pflege 
und ihre Strukturen auf 
Bundesebene stärken, bei-
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von Unterstützungsleistungen, 
Lohnersatzleistungen (sechs 
Wochen Freistellung bei vol-
lem arbeitgeberfinanziertem 
Lohnausgleich beim ersten 
Auftreten eines familiären 
Pflegefalls), Konzeptentwick-
lung für längere Übernahme 
häuslicher Pflege gemeinsam 
mit den Interessenvertretun-
gen pflegender Angehöriger, 
Sozialverbänden und Gewerk-
schaften 
 
Interessenvertretungen pfle-
gender Angehöriger und Men-
schen mit Pflegebedarf Stimm-
recht in allen Pflegegremien 
auf Bundesebene, Pflegever-
sicherung: Beirat für Men-
schen mit Pflegebedarf und 
pflegenden Angehörigen 
schaffen 

spielsweise durch Bundes-
pflegekammer und durch 
starke Mitspracherechte im 
Gemeinsamen Bundesaus-
schuss, Studium der Pfle-
gewissenschaften und Pfle-
gepädagogik sowie For-
schung in der Pflege finan-
ziell und strukturell unter-
stützen (S. 64) 
 
Für Arbeit von migranti-
schen Haushaltshilfen und 
Betreuungskräften gesetzli-
chen Rahmen entwickel, der 
Rechte und Pflichten defi-
niert (S. 64) 
 
Palliative und hospizliche 
Versorgung: Aufklärungs-
programme zu Pati-
ent*innenverfügungen und 
Vorsorgevollmachten, Stär-
kung stationäre Hospize 
und ambulanter SAPV- und 
Kinder-SAPV-Teams, 
Selbstbestimmung bis ans 
Lebensende: freie Abstim-
mung im Bundestag Zugang 
zur Sterbehilfe mit Schutz-
konzept regeln 
(S. 64)  
 
Selbstbestimmt im Alter: 
Barrierefreie Wohnungen 
stärker finanziell fördern, 
Age-friendly Cities and 
Communities (WHO) forcie-
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ren, Förderung von lokalen 
Informationen und Treff-
punkten älterer Menschen 
wie Nachbarschaftszentren 
und Bibliotheken 
(S. 70) 
 
Kitas, Schulen, Kranken-
häuser, Pflegeheime, Men-
sen und Kantinen 
unterstützen, mehr gesun-
des regionales und ökolo-
gisch erzeugtes Essen an-
zubieten (S. 24) 
 

Gesundheit medizinische und berufli-
che Rehabilitation: Zu-
sammenarbeit SV-Träger 
stärken, zum Beispiel in 
regionalen, trägerüber-
greifenden Reha-
Kompetenz- Zentren – 
(S. 59) 
 
Finanzierung der gesetz-
lichen Krankenversiche-
rung: einkommensab-
hängige paritätische Bei-
träge, Eigenbeteiligung 
und Steueranteil für ver-
sicherungsfremde Leis-
tungen, eine „Einheits-
versicherung“ wird von 
der Union ausdrücklich 
abgelehnt (S. 63)   
      
ressortübergreifende 
eHealth Roadmap „Digi-

Gesundheitswirtschaft 
nicht Aufgabe des „reinen 
Markes“: aktive Rolle des 
Staates für System, das in 
Krisensituationen die Pro-
duktion, Bereithaltung und 
Verteilung von notwendi-
ger Arznei und Medizin-
produkten sicherstellt  
 
Hier entwickelte Medika-
mente für ärmere Ländern 
verfügbar und bezahlbar 
machen  
 
Forschung zur personali-
sierten Medizin fördern  
 
Sicherstellungsauftrag bei 
Medikamenten 
   
Gesundheitsforschung, 
Ausbildung und Versor-

Sicherung einer wohnort-
nahmen und qualitativ 
hochwertigen med. Versor-
gung für alle (S. 35) 
Chance des med. und digi-
talen Fortschrittes nutzen 
(S. 35) 
 
Krankenhäuser finanziell 
absichern: Verbesserung 
der Investitionsfinanzierung 
für maximalversorgende 
und kleinere spezialisierte 
Krankenhäuser, höhere 
Qualität durch das Vergü-
tungssystem belohnen (PP-
Ansatz), Fehlanreize für 
stationäre Überversorgung 
und Überangebot bereini-
gen, eine Ungleichbehand-
lung von privaten, öffentli-
chen und konfessionellen 
Trägern sowie Planungs-

Altersgerechte Gesundheits-
versorgung: aufsuchend; auf-
klärend; Wahrung der Selbst-
bestimmung; Förderung von 
Vorsorgevollmachten und Pa-
tientenverfügungen; professio-
nelle, wohnort- und patienten-
nahe Betreuung als kommuna-
le Pflichtaufgabe 
 
Teilhabegesetz für ältere Men-
schen als Weiterentwicklung 
des § 71 SGB XII: z.B. 
Rechtsanspruch auf wohnort-
nahe Gesundheitsversorgung 
im Alter; kommunale Gewähr-
leistungspflicht  
 
Ausbau der Versorgungsstruk-
turen in ländlichen Regionen 
und in Pflegeheimen: Zugang 
zu öffentlicher Verwaltung und 
Einzelhandel; mobile Versor-

Gute Ernährung fördern –
Lebensmittel retten: in Men-
sen und Kantinen mehr 
gesundes, regionales, öko-
logisches Essen anbieten, 
Industrie zu Reduktion von 
Salz, Zucker, Fett, Zusatz-
stoffen verpflichten, Weiter-
entwicklung Nutriscore, 
WHO-Kriterien für Werbung 
für Kinder umsetzen, klare 
Lebensmittelkennzeichnung 
(S. 23-24) 
 
  
Vorsorge als Leitprinzip, 
Gesundheit als Quer-
schnittsaufgabe 
in allen Politikbereichen 
(HIAP) (S. 58) 
 
Für Pandemien gewappnet 
sein: Analyse Pande-
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tale Gesundheit 2030“: 
konkrete Handlungsemp-
fehlungen für die digitali-
sierte Gesundheitsver-
sorgung bis zum Jahr 
2030, Ziel: Patient*innen 
können ihre gesamte 
Krankengeschichte an 
einem sicheren Ort spei-
chern und Ärzt*innen 
sowie andere LE können 
nach Freigabe durch Pat. 
darauf zugreifen (S. 63)  
 
500 Millionen Euro für 
eine Innovationsoffensive 
für Robotik und Digitali-
sierung in der Pflege 
(S. 63) 
 
Krankenhäuser und am-
bulante Versorgung stär-
ken: bedarfsgerechte und 
flächendeckendn Grund- 
und Regelversorgung 
auch mit Blick auf den 
ländlichen Raum (S. 
64)    
 
alle Bürger*innen sollen 
einen digitalen, wohnort-
nahmen und möglichst 
barrierefreien Weg, z.B. 
zur Haus-, Fach-, Zahn-
arzt- und Notfallversor-
gung, zu Apotheken, 
Physiotherapeut*innen,  
Gesundheitshandwer-

gungspraxis an diverseren 
Daten ausrichten 
 
Programme zur Förderung 
von Prävention und 
Krankheitsfrüherkennung 
mit Blick auf verschiedene 
Altersgruppen und Ge-
schlechter 
  
- Krankenhäuser stärker 
für ambulante, teambasier-
te und interdisziplinäre 
Versorgung öffnen 
Bessere Ausstattung des 
öffentlichen Gesundheits-
diensts  
        
Weiterbildung und Unter-
stützungs zum Thema 
Digitalisierung für das Ge-
sundheitspersonal   
         
Schutz der Pati-
ent*innendaten bei der 
Digitalisierung des Ge-
sundheitswesens    
     
Finanzierung: Einführung 
einer Bürgerversicherung, 
Steuerzuschüsse und 
Investitionsmittel mit klaren 
Zielvorgaben 
 
Kommerzialisierung im 
Gesundheitswesen been-
den: Gewinne, die aus 
Mitteln der Solidargemein-

hoheit der Krankenkassen 
für die Versorgungsstruktu-
ren (S. 35) 
 
RKI: neben dem Präsiden-
ten einen Vorstand etablie-
ren, beide weisungsunab-
hängig in fachlichen Fra-
gen, nach dem Vorbild der 
Bundesbank zu einer un-
abhängigen Institution um-
wandeln (S. 35)  
 
Herstellung von Arzneimit-
teln nach D. oder die EU 
zurückverlagern, Bürokra-
tiepflichten abbauen (S. 35)  
 
Digitale Infrastruktur und 
robotische Assistenzsyste-
me sollen gezielt gefördert 
werden (S. 35) 
 
Gesundheitswesen entbü-
rokratisieren: Bepreisung 
der Bürokratie- und Be-
richtspflichten (S. 36) 
 
Präventionsgesetz refor-
mieren (S. 36) 
 
Faire Rahmenbedingungen 
für Innovation im Gesund-
heitswesen: Forschungs-
förderung, v.a. auch Start-
Ups, Gentherapie ist 
Schlüsseltherapie, geisti-
ges Eigentum im Patent-

gungsangebote; schnelles 
Internet und Hardware öffent-
lich fördern und altersgerecht 
ausbauen 
 
Systemwechsel in Gesundheit 
und Pflege: Abschaffung der 
Fallpauschalen im Kranken-
haus; vollständige Refinanzie-
rung der Betriebskosten durch 
die Krankenkassen 
 
Krankenhäuser in kommunale, 
öffentliche oder gemeinnützige 
Hand überführen und Entnah-
me von Gewinnen verbieten; 
Fonds des Bundes zur Re-
kommunalisierung; Stärkung 
der Planungsrechte der Bun-
desländer gegenüber den 
Krankenkassen; Förderung 
kommunaler Krankenhausver-
bünde  
 
Bundesweite Ausbildungsver-
ordnungen und Ausbildungs-
vergütungen in der Gesund-
heitsbranche; bundeseinheitli-
che Regelungen für die Aner-
kennung von Heilerziehungs-
pflegern*innen als Fachkräfte 
in der Behindertenhilfe 
 
Trennung zwischen gesetzli-
cher und privater Krankenver-
sicherung abschaffen; Einfüh-
rung einer Solidarischen Ge-
sundheitsversicherung, um alle 

miemanagement, Stufen zur 
Eindämmung im IfSG defi-
nieren, Pandemierat einset-
zen, Investitionen in Ge-
sundheitsforschung (Medi-
kamente, Impfstoffe, Test-
verfahren), eigene Produkti-
onsstandorte vorantreiben, 
europ. Frühwarnsystem 
einführen (S. 58) 
 
Gesundheitsämter / ÖGD 
stärken: Bundesinstitut für 
Gesundheit gründen (Ge-
sundheitsziele entwickeln, 
Qualität und Koordination 
Gesundheitsämter, über 
Gesundheitssystem berich-
ten),    
gemeinsam mit Bund und 
Ländern 
Mittel für den ÖGD schritt-
weise auf mind. 1% der 
Gesundheitsausgaben an-
heben, pflegerische Fach-
kompetenz stärker in 
ÖGD einbinden (Community 
Health Nurses oder 
Schulgesundheitspflege) (S. 
58) 
 
Gute gesundheitliche 
Versorgung in Stadt und 
Land: Primärversorgung 
durch Hausärzt*innen und 
weitere Gesundheitsberufe 
stärken, ambulante und 
stationäre Angebote  
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ker*innen und Sanitäts-
häusern haben (S. 64) 
        
flächendeckender Aus-
bau des psychotherapeu-
tischen Behandlungsan-
gebotes für Kinder und 
Jugendliche vorantrei-
ben (S. 64) 
 
Stärkung der Kompeten-
zen von Heil- und Hilfs-
mittelerbringern (S. 64) 
 
Ausbildung: Vollendung 
der Reform der Berufs-
gesetze, Abschaffung 
des Schulgeldes in den 
Gesundheitsberufen und 
der Einführung einer 
allgemeinen Ausbil-
dungsvergütung (S. 64) 
 
Selbstbestimmung und 
Patientensouveränität: 
garantierter Zugang zur 
Hospiz- und Palliativver-
sorgung, lebensbejahen-
de Beratung für Men-
schen, die unheilbar und 
mit begrenzter Lebens-
erwartung erkrankt sind, 
„Kommerzialisierung“ von 
Sterbehilfe wird abge-
lehnt (S. 64) 
 
ÖGD modernisieren:       
Pakt für den Öffentlichen 

schaft erwirtschaftete 
werden, sollen verpflich-
tend und weitestgehend 
wieder in das Gesund-
heitswesen 
zurückfließen.  
 
Kommunen bei Errichtung 
und Betrieb der integrier-
ten med. Versorgungszen-
tren stärken 
  
Fallpauschalen im Kran-
kenhaus überprüfen, ggf. 
überarbeiten oder abschaf-
fen 
   
Grundkosten der Kranken-
häuser und der integrierten 
med. Versorgungszentren 
angemessen finanzieren 
  
Ausbau der integrierten 
Versorgungszentren im 
ländlichen Raum und die 
Notfallversorgung verbes-
sern 
 
Finanzielle und substanzi-
elle Förderung der globa-
len Corona-Impfkampagne 
der WHO (COVAX) 
      
WHO durch einen Re-
formprozess stärken  
 
(alles S. 17-18) 

recht weiterhin schützen 
(auch bei Arzneimitteln für 
seltene Erkrankungen)  
(S. 36) 
 
Für Heilmittelerbringer in 
Ausbildung bundesweit 
keine Zahlung von Schul-
geld (S. 36) 
 
Selbstbestimmung am Le-
bensende: für liberales 
Sterbehilfegesetz (S. 36) 
  
Med. Versorgungsstruktu-
ren gemeinsam planen (S. 
36) 
-        Sektorenbarrieren 
zwischen ambulant und 
stationär sollen abgebaut 
werden, Verzahnung und 
Vernetzung aller Versor-
gungsbereiche weiterentwi-
ckelt werden 
-        Rettungsdienst soll 
modernisiert, Notfallversor-
gungsstrukturen bedarfsge-
recht und vernetzter gestal-
tet werden 
-        Für die Versorgung 
im ländlichen Raum sollen 
Programme aufgesetzt 
werden 
 
Psychische Gesundheit: 
Wartezeit auf Therapieplatz 
reduzieren, Therapieplätze 
ausbauen, Prävention und 

notwendigen medizinischen 
Leistungen, auch vollumfäng-
lich Medikamente, Brillen, 
Zahnersatz oder Physiothera-
pie, für jede*n abdecken zu 
können 
 
Abschaffung der Beitragsbe-
messungsgrenze; Absenkung 
des Beitrags für die Kranken-
versicherung von ca. 15 % auf 
weniger als 12 % des Brutto-
lohns; bis zur Einführung einer 
Solidarischen Gesundheitsver-
sicherung Beiträge für Selbst-
ständige und andere freiwillig 
in der GKV Versicherte stärker 
am realen Einkommen orien-
tieren 
 
Alle in Deutschland lebenden 
Menschen erhalten uneinge-
schränkt notwendige gesund-
heitliche Leistungen; Men-
schen ohne Krankenversiche-
rung müssen ohne Verschul-
dung aufgenommen werden 
können 
 
Beendigung der Kostenerstat-
tung von nicht-
evidenzbasierten Behand-
lungsmethoden 
 
Tragende Rolle des ÖGD für 
niedrigschwellige Impfangebo-
te und bei der Prophylaxe ge-
gen Infektionen in Kitas, Schu-

sektorenübergreifend pla-
nen und perspektivisch ge-
meinsame 
Abrechnungssystematik, 
Einrichtungen von gemein-
wohlorientierten 
regionalen Gesundheitszen-
tren besonders unterstüt-
zen, mehr Kompetenzen für 
nichtärztliche Gesundheits-
berufe, Schulgeld für Aus-
bildung in Therapieberufe 
abschaffen und Arbeitsbe-
dingungen und Vergütungen 
anpassen 
abgeschafft werden (S. 59) 
 
  
 
Krankenhäuser nach 
gesellschaftlichem Auftrag 
finanzieren: verbindliche 
Landeskrankenhausplanung 
und Definition von Grunds-
ätzen durch Bund, Gemein-
wohlorientierung stärken / 
Privatisierungstrend umkeh-
ren, neues Finanzierungs-
system nach gesellschaftli-
chem Auftrag nicht Fallzah-
len, Investitionsfinanzierung 
durch Bund und Länder (S. 
59) 
 
Versorgung psychisch 
Erkrankter verbessern: 
mehr ambulante Psychothe-
rapieplätze durch mehr 
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Dienst weitergehen und 
die notwendigen Mittel 
bereitstellen, RKI zu ei-
nem dt. Public-Health-
Institut ausbauen (S. 65) 

Aufklärung stärken, Kas-
sensitze für Psychothera-
peut*innen und Studien-
plätze für Psychologie deut-
lich erhöhen, schulpsycho-
logische Beratungsangebo-
te ausbauen, Schulsozial-
arbeiter*innen an jeder 
Schule, Aufklärungskam-
pagne zur Entstigmatisie-
rung psychischer Erkran-
kungen (S. 36) 
 
Krankenkassen: für Wett-
bewerb unter den Kassen, 
Spielraum für Verträge 
zwischen den Krankenkas-
sen und Leistungserbrin-
gern ausweiten, Selbstbe-
teiligungen, Bonuszahlun-
gen oder Beitragsrücker-
stattungen ermöglichen, 
zusätzliche Leistungen 
ermöglichen, wie die Kos-
tenübernahme für Verhü-
tungsmethoden über das 
22. Lebensjahr hinaus, 
Wechsel zwischen PKV 
und GKV vereinfachen (S. 
37-38)  
 
gegen pauschales Ver-
sandhandelsverbot für re-
zeptpflichtige Arzneimittel 
(S. 38) 
 
Kampagne zur Entstigmati-
sierung psychischer Er-

len und Betrieben 
 
Gesetzliche Regelung für ein 
verbindliches Einlade- und 
Meldewesen zur Teilnahme an 
Vorsorgeuntersuchungen für 
Kinder in allen Bundesländern 
 
Jede gesetzliche Initiative soll 
von einer unabhängigen Stelle 
auf ihre Auswirkungen auf 
gesundheitliche Ungleichheit 
hin untersucht werden 
 
Keine Entscheidung zur Ge-
sundheits- und Pflegeversor-
gung ohne aktive Mitwirkung 
der Vertreter*innen der Pati-
ent*innen gefällt werden 
Angemessene Finanzierung 
der Selbsthilfe; Förderverfah-
ren transparent und unbüro-
kratisch ausgestalten 
Förderung und Stärkung der 
Patientenverfügung; alle Ju-
gendlichen sollten frühzeitig 
über ihre dahingehenden 
Rechte aufgeklärt werden 
 
Gemeinwohlorientierte Pla-
nung und Gestaltung stationä-
rer und ambulanter Versor-
gung (inkl. Psychothera-
peut*innen, Physio- und Ergo-
therapeut*innen, Logo-
päd*innen, Podolog*innen, 
Hebammen und Apotheken); 
gemeinsame Planungsgremien 

Kassenzulassungen, 
gemeindenahe und 
personenzentrierte Versor-
gung und eine verbesserte 
sektorenübegreifende 
Zusammenarbeit, Beson-
derheiten der Versorgung 
von Kindern und Jugendli-
chen und von LSBTIQ* be-
rücksichtigen (S. 60) 
 
Geburtshilfe verbessern, 
Gesundheit von Frauen 
Stärken: Qualitätsstandards 
entwickeln (1:1 Betreuung, 
Wahlfreiheit des Geburtsor-
tes, Sicherstellung wohnort-
naher Versorgung, Sensibi-
lisierung für Gewalt in der 
Geburtshilfe), Reform Heb-
ammenberuf, Investition in 
Forschung und Weiterent-
wicklung von Verhütungs-
mitteln für alle Geschlech-
ter, Paritätische Frauenquo-
te für Führungspositionen 
im Gesundheitswesen (S. 
60) 
 
  
 
Zugang zum Gesundheits-
system sichern, Diskriminie-
rung beenden: verpflichten-
de Vorgaben zur Barriere-
freiheit bei der Bedarfspla-
nung und Reform der Heil-
mittelversorgung, gesetzli-
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krankungen, Ausbau von 
Therapieplätzen und Stu-
dienplätzen für Psychothe-
rapeuten, Ausbau schul-
psychologischer Angebote 
(S. 38) 

auf Landesebene unter Betei-
ligung von Pati-
ent*innenvertretung, Ländern 
und Kommunen, Ärzt*innen, 
Krankenhäusern und Kranken-
kassen 
 
Prüfung: Kaufpreise für „Kas-
sensitze“ für Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen be-
grenzen 
 
Modellprojekte für neue Ver-
sorgungsformen (wie z. B. 
Stadtteilgesundheitszentren 
und Polikliniken), Einführung 
einer neuen Form von Leis-
tungserbringung im Sozialge-
setzbuch 
 
Arzneimittelpreise effektiv per 
Gesetz begrenzt werden; si-
chere und wirksame Arzneimit-
telversorgung aller Pati-
ent*innen nach dem aktuellen 
Stand der Wissenschaft unab-
hängig von ihrem Einkommen 
und ihrer Erkrankung 
 
Einführung Medikamenten-
Positivliste; alle Medikamente 
mit nachgewiesenem Nutzen 
müssen vollständig erstattet 
werden 
 
Bekämpfung von Korruption im 
Gesundheitswesen; Ergebnis-
se von Arzneimittelstudien 

cher Anspruch auf med. 
Maßnahmen für trans- und 
intergeschlechtliche Men-
schen, Lücken beim Verbot 
sogenannter „Konversions-
therapien“ schließen, Zu-
gang zu gesundheitlicher 
Versorgung auch 
für Menschen ohne Kran-
kenversicherungsschutz 
oder Wohnungslose unab-
hängig vom 
Aufenthaltsstatus, 
Abschaffung der Mittei-
lungs- und Unterrichtungs-
pflichten an öffentlichen 
Stellen, Anspruch auf quali-
fizierte Sprachmittlung wol-
len im SGB V verankern (S. 
61) 
  
 
Ziel einer Bürgerversiche-
rung für Gesundheit und 
Pflege für Beamte, Selbst-
ständige, Unterneh-
mer*innen und Abgeordnete 
mit einkommensabhängigen 
Beiträgen auf alle Einkom-
mensarten, für gesetzlich 
Versicherte mit Beitrags-
schulden vollwertige Rück-
kehr in die Krankenkasse 
erleichtern (S. 61)x 
  
Patient*innenrechte stärken: 
eigenes, unparteiisches 
Mitglied im G-BA, mehr 
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veröffentlichen; negative Stu-
dienergebnisse dürfen nicht 
unterdrückt werden 
 
Die Pharmaindustrie muss 
dem Gemeinwohl verpflichtet 
und unter demokratische Kon-
trolle gestellt werden 
 
Abgabe von mit öffentlichen 
Mitteln geförderter Forschung 
im Rahmen des Equitable 
Licensing (der sozialverträgli-
chen Patentverwertung) an 
ärmere Länder und Generika-
produzenten zu sozialen Kon-
ditionen; Unterstützung von 
Produktentwicklungspartner-
schaften; hierzu Ausweitung 
der Kompetenzen der WHO 
 
Alle Medikamente dürfen nur 
durch wissenschaftliche Stu-
dien ihre Zulassungen be-
kommen; Abschaffung von 
Sonderwegen ohne wissen-
schaftliche Grundlagen 
Abschaffung von Rabattverträ-
gen und anderen Selektivver-
trägen 
 
Forschungsprogramme sollen 
zukünftig in einem transparen-
ten und partizipativen Prozess 
entwickelt werden, der neben 
Expertenwissen die Allge-
meinheit einbindet.  
 

Beteiligung und Informati-
onsrechte, Reform Sozial-
wahlen, Gründung einer 
von den Patienten- und 
Selbsthilfeorganisationen 
getragenen Stiftung für 
UPD, Opfer von Behand-
lungsfehlern leichter ent-
schädigen (S. 62) 
 
Digitalisierung Gesund-
heitsversorgung: Weiter-
entwicklung e-
Patientenakte, keine Da-
tenweitergabe gegen Willen 
der Patient*innen, alle digi-
talen Angebote barrierefrei 
(S. 62) 
 
Klimaschutz ist Gesund-
heitsschutz: Sonderfonds 
für Umsetzung von Hitzeak-
tionsplänen, Investitionen in 
grüne Krankenhäuser und 
Gesundheitszentren (S. 63) 
 
Reform der Psychotherapie-
Ausbildung (S. 62) 
Hilfsangebote für psychisch 
erkrankte Menschen müs-
sen flexibler zwischen am-
bulanter und stationärer 
Behandlung werden und 
verschiedene Berufsgrup-
pen besser abgestimmt 
arbeiten (S. 62) 
Vorbeugung von Stigmati-
sierung z. B. am Arbeits-
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Aufbau öffentlicher Impfstoff-
produktion (im Sinne von regi-
onal vaccin manufacturing 
hubs), weltweit koordiniert 
über WHO und UN 
 
Bedarfsgerechte Finanzierung 
der Gesundheitswissenschaf-
ten und der nichtkommerziel-
len klinischen Forschung (z. B. 
Forschung zur Therapie von 
Langzeitsymptomen einer 
Covid-19 Infektion) 
 
Gewaltfreie Psychiatrie und die 
Abschaffung diesbezüglicher 
Sondergesetze. Die räumli-
chen Bedingungen und die 
personelle Ausstattung müs-
sen eine Behandlung ohne 
Zwang und Gewalt ermögli-
chen; Förderung eines ge-
schlechtersensiblen Blicks auf 
Gesundheit und Krankheit in 
Forschung und Fortbildung 
 
Überarbeitung der psychothe-
rapeutische Bedarfsplanung; 
bedarfsgerechte Finanzierung 
der Therapie; Ablösung der 
Kostenerstattungspraxis der 
Kassen 
 
 
 
 

platz, mehr Kassenzulas-
sungen von Psychothera-
peut*innen, gemeindenahe 
und personenzentriete Ver-
sorgung und verbesserte 
sektorübergreifende Zu-
sammenarbeit (S. 62) 
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Rente Freiwillige Beitragszah-
lungen werden bis zur 
Beitragsbemessungs-
grenze zugelassen (S. 
59)  
 
Erwerbsminderungsren-
ter sollen beim Wechsel 
in die Altersrente von 
zurückliegenden Leis-
tungsverbesserungen 
profitieren (S. 60)  
 
Einführung einer Vorsor-
gepflicht für alle Selbst-
ständigen (S. 60)  
 
Selbstgenutztes Wohnei-
gentum soll in der 
Grundsicherung im Alter 
grundsätzlich als ange-
messen gelten (S. 60) 
 
Entwicklung eines Kon-
zepts "Bertriebliche Al-
tersvorsorge für alle" und 
Verbesserung der Porta-
bilität von Betriebsrenten 
(S. 60)  
 
Festlegung von Kriterien 
für ein Standardvorsor-
geprodukt in der privaten 
Vorsorge mit Opt-Out-
Regelung (S. 61)  
 
Prüfung einer "Generati-
onenrente" (S. 61)  

Anhebung der Gleitzone 
bei Midi-Jobs auf 1.600 
Euro ohne Renteneinbu-
ßen (S. 28) 
 
bessere Absicherung von 
Solo-Selbstständigen 
(S. 29) 
 
Altersvorsorgepflicht mit 
einkommensabhängigen 
Beiträgen (S. 30) 
 
Stabilisierung des Renten-
niveaus bei mindestens 48 
Prozent (S. 35) 
 
Ausbau der Rentenversi-
cherung zur Erwerbstäti-
genversicherung (S. 35) 
 
Armutsrisiken bei Er-
werbsminderungsrentnern 
sollen vermindert werden 
(S. 35) 
 
vollständige Abschaffung 
der Vollverbeitragung so-
wie der Doppelverbeitra-
gung von Betriebsrenten 
(S. 35) 
 
Einführung eines standar-
disierten Altersvorsorge-
produktes nach schwedi-
schem Vorbild, Förderung 
nur für untere und mittlere 
Einkommen (S. 35). 

Verhinderung einer Dop-
pelbesteuerung und Be-
weislastumkehr (S. 12) 
 
Einführung eines "perspek-
tivisch weiter steigenden 
Startbonus" für die Aktien-
rente in Höhe von 1.000 
Euro (S. 19) 
 
Reform des Statusfeststel-
lungsverfahrens (S. 34) 
 
obligatorische Altersvorsor-
ge bei Wahlfreiheit und 
freier Zugang für alle Er-
werbstätigen zur geförder-
ten Vorsorge (S. 34) 
 
Altersvorsorge nach dem 
Baukastenprinzip ermögli-
chen (S. 87) 
 
Flexibilisierung des Ren-
teneintritts nach schwedi-
schem Vorbild ab 60 Jah-
ren (S. 87) 
 
Erleichterung des Renten-
splittings (S. 87) 
 
Verbesserungen bei Er-
werbsminderungsrenten (S. 
87) 
 
Einführung einer paritätisch 
finanzierten Aktienrente 
durch Abführung von "zum 

Wiederanhebung des Renten-
niveaus auf 53 Prozent bei 
Wegfall der Förderung für die 
Riester-Rente 
 
Wiederherstellung der Lohn-
bezogenheit der Rente 
 
Schaffung einer Erwerbstäti-
genversicherung 
 
Einführung einer steuerfinan-
zierten, einkommens- und 
vermögensgeprüften Min-
destrente in Höhe von 1.200 
Euro, die als Zuschlag durch 
die Rentenversicherung aus-
gezahlt wird.  
 
Drastische Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze bei 
maximal zulässiger Abflachung 
der Äquivalenz oberhalb des 
Doppelten der Durchschnitts-
einkommen 
 
keine reine Beitragszusage bei 
Betriebsrenten, die vorwiegend 
durch die Arbeitgeber aufgrund 
tariflicher Regelungen finan-
ziert werden sollen 
 
Verlängerung der Rente nach 
Mindestentgeltpunkten über 
1992 hinaus 
 
bessere Anerkennung von 
Ausbildungszeiten 

Rentenniveau von mindes-
tens 48 Prozent "hohe Prio-
rität" (S. 57) 
 
Ausbau der Rentenversi-
cherung zur Bürgerversiche-
rung (S. 57) und Einbezie-
hung von Abgeordneten; 
Ausbau der Grundrente zur 
Garantierente (S. 57) 
 
Riester- und die Rürup-
Rente sollen durch einen 
öffentlich verwalteten Bür-
gerfonds mit Opt-Out ersetzt 
werden (S. 57) 
 
die Förderung privater Al-
terssicherung soll auf nied-
rige und mittlere Einkom-
men beschränkt werden (S. 
57) 
 
für kleine Unternehmen nur 
noch Beitragsgarantie für 
Altersvorsorge (S. 57) 
 
Absicherung der älteren 
jüdischen Generation ver-
bessern und bei der Rente 
mit den eingewanderten 
(Spät)Aussiedler*innen aus 
den Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion gleichstellen 
(S. 87) 
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Erstattung eines höheren 
Anteils von Assprüchen 
aus Sonder- und Zusatz-
versicherungssystemen 
der ehemaligen DDR an 
die Rentenversicherung 
(S. 129) 

Beispiel zwei Prozent des 
Bruttoeinkommens" an 
einen Aktienfonds an Stelle 
der Rentenversicherung (S. 
88) 
 
Einführung einer Basis-
Rente als Freibetrag in der 
Grundsicherung und Admi-
nistration durch die Ren-
tenversicherung (S. 88) 
 
Einführung einer „reinen 
Beitragszusage“ und des 
automatischen Einbezugs 
ganzer Belegschaften (mit 
„Opt-Out“-Möglichkeit für 
die einzelnen Beschäftig-
ten) in der betrieblichen 
Altersvorsorge, Abschaf-
fung der Doppelverbeitra-
gung (S. 88) 
 
Einführung eines Altersvor-
sorge-Depots (S. 88)  
Öffnung der Anlagevor-
schriften für Wagniskapital, 
Start-ups, Aktien oder Inf-
rastrukturprojekte (S. 88) 
 
Reaktivierung des Nachhol-
faktors (S. 89) 
 
Einführung einer Generati-
onenbilanzierung für Ge-
setze (S. 89) 
 
Schuldenbremse 2.0 für die 

Höherbewertung von Zeiten 
der Erwerbslosigkeit, Kinder-
erziehung und Pflege 
 
volle Steuerfinanzierung der 
sog. “Mütterrenten”, zusätzli-
che Rentenansprüche aus 
Pflegetätigkeit 
 
staatliche Zahlung von ange-
messen Rentenversicherungs-
beiträgen für freiwilliges Enga-
gement im Rettungswesen und 
Katastrophenschutz 
 
Rücknahme der Rente mit 67; 
abschlagsfreier Renteneintritt 
für alle mit 40 Beitragsjahren 
ab 60, für alle anderen ab 65 
  
erleichterter Zugang zur Er-
werbsminderungsrente und 
Ausweitung der zurückliegen-
den Leistungsverbesserungen 
auf Bestandsrentner 
 
Rentenbeiträge für Langzeitar-
beitslose 
 
sofortige Angleichung des 
Rentenwerts 
 
anrechnungsfreie Einmalzah-
lung in Höhe von mindestens 
10.000 Euro für Kontingent-
flüchtlinge und Aussiedler, die 
bis 2012 in Rente gegangen 
sind 
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Sozialversicherungen, neue 
versicherungsfremde Leis-
tungen nur noch aus Steu-
ermitteln finanzieren (S. 89) 

 
rückwirkende Leistungen für 
DDR-Altübersiedler nach den 
Renten nach dem Fremdren-
tengesetz 

Menschen mit 
Behinderung 

Barrierefreiheit durch 
Weiterentwicklung des 
Behindertengleichstel-
lungsgesetzes schaffen 
(S. 63) 
 
gemeinsam mit Schwer-
behindertenvertretungen 
das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement 
stärken und Frühwarn-
systeme ausbauen (S. 
63) 
 
Werkstattentgelt durch 
Aufhebung der Decke-
lung des Arbeitsförde-
rungsgeldes zukunftsfä-
hig gestalten (S. 63) 
 
Recht auf informatori-
sche Selbstbestimmung 
und digitalen Zugang für 
Menschen (auch in Ein-
richtungen) (S. 63) 

Stärkung der Schwerbe-
hindertenvertretung und 
Weiterentwicklung der 
Ausgleichsabgabe, einheit-
liche Ansprechstelle für 
Arbeitgeber*innen (KMU), 
die zu Barrierefreiheit und 
Lohnzuschüssen berät (S. 
44)  
 
Barrierefreiheit: Kommu-
nen sollen beim Ausbau 
unterstützt werden, Bun-
desprogramm Barrierefrei-
heit mit "entsprechenden 
Ressourcen" (S. 44) 
 
gute Kooperation zwischen 
medizinischen, psychothe-
rapeutischen und pflegeri-
schen Berufen (S. 17) 
 
Stärkung der ambulanten 
und integrierten psycho-
therapeutischen Versor-
gung (S. 18) 

Vollständige und umfas-
sende Barrierefreiheit im 
öffentlichen Raum (S. 30) 
 
Behindertenbeauftragte 
sollen im öffentlichen 
Dienst in ein ganzheitliches 
Diversity Management (als 
Alternative zu Quoten) ein-
gebunden werden (S. 33) 
 
Bessere Beratung und Ar-
beitsvermittlung für Men-
schen mit Behinderungen, 
Vorbereitung soll schon in 
der Schule beginnen (S. 
33) 
 
Praxistaugliche Ausgestal-
tung des Budgets für Ar-
beit, praxisnahe Arbeits-
vermittlung und Begleitung 
(S. 34) 
 
Chancen Werkstattbeschäf-
tigter auf reguläre Beschäf-
tigung verbessern (S. 34) 
 
freie Wahl des Wohnorts für 
Menschen mit Behinderun-
gen, Anspruch auf alle 
Leistungen der Sozialversi-
cherung unabhängig von 

Barrierefreiheit als bindende 
Verpflichtung im öffentlichen 
und privaten Bereich 
 
Barrierefreiheit des Gesund-
heitswesens: Hindernisse beim 
Zugang zu Arztpraxen, Kran-
kenhäusern und Gesundheits-
einrichtungen beseitigen; Un-
tersuchungstechniken und 
Kommunikation den besonde-
ren Bedürfnissen von Pati-
ent*innen anpassen, z. B. 
durch leichte Sprache, lesbare 
und verständliche Patientenin-
formationen sowie entspre-
chende Beratungsleistungen 
 
Implementierung spezieller 
Module in Aus-, Fort- und Wei-
terbildung für medizinisches 
und pflegerisches Fachperso-
nal über den bedarfsgerechten 
und diskriminierungsfreien 
Umgang mit Menschen mit 
Behinderungen 
 
Selbstbestimmungsrechte von 
Menschen mit Behinderung in 
der Pflege und in (teil-) statio-
nären Einrichtungen garantie-
ren (inkl. Mitnahme persönli-
cher Assistenz) 

Verpflichtung öffentlicher 
und privater Anbieter*innen 
zu Barrierefreiheit (Überfor-
derungsklausel schützt klei-
ne Unternehmen), Verpflich-
tung des Bundes innerhalb 
von 10 Jahren Barrierefrei-
heit seiner Gebäude herzu-
stellen (S. 90) 
 
Erhöhung des Bundesförde-
rung zur Steigerung des 
Anteils barrierefreier Woh-
nungen (S. 90) 
 
soziale Wohnraumförderung 
an Barrierefreiheit binden 
(S. 90) 
 
Städtebauförderung für 
inklusive Stadtquartiere 
stärken (S. 90) 
 
Kostenlose Nutzung des 
ÖPNV für schwerbehinderte 
Menschen (S. 90) 
 
Umsetzung der UN BRK 
durch Enquete-Kommission 
begleiten (S. 58) 
 
Leistungen zur Teilhabe in 
jeder Phase allgemeiner, 
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Wohnform und -ort (S. 87) 
 
Persönliches Budget soll 
einfach und unbürokratisch 
nutzbar werden (S. 87) 
 
Erhalt der Wahlfreiheit zwi-
schen Regel-/Förderschule 
(S. 17) 
 
 

 
Gleichstellung von Menschen 
mit psychischen Beeinträchti-
gungen vor dem Gesetz und in 
den Sozialversicherungen 
 
 

beruflicher und hochschuli-
scher Bildung (S. 58) 
 
Bessere Unterstützung von 
Arbeitgeber*innen, die Men-
schen mit Behinderungen 
beschäftigen, Stärkung der 
Selbstvertretungsstrukturen 
und Erhöhung der Aus-
gleichsabgabe (S. 58) 
 
Werkstattsystem zu System 
von Inklusionsunternehmen 
weiterentwickeln (unter Ein-
beziehung der Tagesförder-
stätten) mit sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäfti-
gung mindestens auf Min-
destlohnniveau sowie Ar-
beitnehmer*innen-Rechten 
und Förderung des Wech-
sels auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt (S. 58) 
 
Budget für Arbeit ausbauen 
und Absicherung über die 
Arbeitslosenversicherung 
einführen (S. 58) 
 
Auszubildende und Studie-
rende erhalten bei Aus-
landsaufenthalten ein 
Budget, das den Leistungen 
im Inland entspricht (S. 58) 
 
keine Anrechnung von Ein-
kommen und Vermögen auf 
Leistungen der Teilhabe 
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und Einführung eines Bun-
desteilhabegeldes (S. 58) 
 
Möglichkeit des Poolens 
von Leistungen abschaffen 
(S. 58) 
 
Anträge auf Teilhabeleis-
tungen einfach und unbüro-
kratisch gestalten (S. 58) 
 
Verbrechen der deutschen 
Geschichte gegenüber 
Menschen mit Behinderun-
gen weiter aufarbeiten und 
Opfer angemessen ent-
schädigen (S. 90) 
 
Diskriminierung von Men-
schen mit Behinderungen 
im Gesundheitswegen be-
kämpfen durch Vorgaben 
zur Barrierefreiheit bei Be-
darfsplanung und Reform 
der Heilmittelversorgung (S. 
63) 
 
Zwangsbehandlungen redu-
zieren (auf unumgängliches 
Maß) durch systematische 
Dokumentation und konse-
quente Patient*innen-
Orientierung (S. 62) 
 
inklusive Schulen, in denen 
junge Menschen so lange 
wie möglich gemeinsam 
lernen (s. 73) 
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bessere Betreuungsschlüs-
sel für inklusive Kitas, Be-
gleitprogramm für Entwick-
lung zu inklusiven Grund-
schulen (S. 75+76) 
 
Ausbau und Verbesserung 
der inklusiven assistierten 
Ausbildung (78) 
 
Freiwilligendienste inklusiv 
gestalten (S. 95) 

Migration und 
Flucht 

weitere Anstrengungen, 
damit die Zahl der nach 
D und EU fliehenden 
Menschen sich weiter 
reduziert (S. 27-28) 
 
Festlegung weiterer si-
cherer Herkunftsländer, 
Bleiberechtsmöglichkei-
ten Ausreisepflichtige 
weiter einschränken (S. 
27-28) 
 
keine Ausweitung der 
Familienzusammenfüh-
rung (S. 27-28) 
 
Ausreisepflicht besser 
durchsetzen: Gewahr-
samszentren an den 
Verkehrsflughäfen, Straf-
täter konsequent ab-
schieben, Druck auf 
Identitätstäuscher und 
Mitwirkungsverweigerer 

Reform des Dublin Sys-
tems hin zu einem solida-
rischen Verteilungsme-
chanismus (S. 58) 
 
Gewährleistung der See-
notrettung, auch staatlich, 
durch die EU (S. 58) 
 
legale Migrationswege 
schaffen,  
Aufnahmebereitschaft von 
europäischen Kommunen 
und Städten fördern (S. 
58) 
 
Stärkung der Integrations- 
und Sprachkurse für alle 
zugewanderten Menschen: 
Zugang ungeachtet der 
Staatsangehörigkeit des 
Aufenthaltsstatus von Tag 
eins an (S. 45) 
 
Möglichkeit des unmittel-

Einführung eines zusätzli-
chen Punktesystem nach 
kanadischem Vorbild zur 
Einwanderung in den Ar-
beitsmarkt  
 
Möglichkeit des „Spur-
wechsels für gut  integrierte 
Schutzsuchende  
eigener Status für  Kriegs- 
und Bürgerkriegsflüchtlinge 
  
sichere Verfahren und si-
chere Unterbringung für 
besonders vulnerable 
Gruppen, sowie im Fall 
sogenannter sicherer Her-
kunftsländer eine besonde-
re Rechtsberatung  
 
Sekundärmigration verhin-
dern, feste achtjährige Zu-
ständigkeit des EU-
Mitgliedstaates, dem eine 
Schutzsuchende oder ein 

aktives und passives Wahl-
recht auf allen Ebenen für alle 
langfristig in Deutschland le-
benden Menschen mit Migrati-
onsgeschichte  
 
Legalisierungsmöglichkeiten 
für Menschen ohne Aufent-
haltsstatus und effektive Blei-
berechtsregelungen für Men-
schen, die in einem unsicheren 
Aufenthaltsstatus oder mit 
Kettenduldung leben müssen 
   
bundesweiter Härtefallfonds 
und anonymer Krankenschein 
für die Behandlung von Men-
schen ohne Absicherung  
 
gesetzlicher Anspruch auf 
Dolmetscher*innen-Leistungen 
im Rahmen medizinischer 
Leistungen 
 
Partizipationsgesetz und De-

Sicherstellung einer nicht-
staatlichen unabhängigen 
Asylverfahrensberatung für 
alle Asylsuchenden (S. 94-
95)   
 
Begrenzung der Verweil-
dauer von Geflüchteten in 
den Erstaufnahmeeinrich-
tungen auf maximal drei 
Monate (S. 94-95)   
 
das Recht von Kindern, 
unabhängig von der Bleibe-
perspektive, auf Zugang zu 
Kitas, Schulen und anderen 
Bildungsangeboten garan-
tieren (S. 94-95)   
 
Beendigung der flächende-
ckenden und anlasslosen 
Widerrufsprüfungen durch 
das BAMF (S. 94-95)   
 
Abschaffung des Asylbe-
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nochmal erhöhen, Ein-
richtung europ. verwalte-
ter Entscheidungszentren 
an den EU- Außengren-
zen (S. 27-28) 
 
Einwanderung: 

 Anerkennung von 
Abschlüssen und Zer-
tifikaten verbessern 
(S. 41) 

 Spracherwerb be-
schleunigen - mehr di-
gitale Angebote (S. 
142) 

 gezielte Informations- 
und Sprachförderan-
gebote für Zuwanderer 
aus der EU (S. 142) 

 flächendeckende 
Sprachstandserhe-
bung bei Kindern und 
Einführung einer ver-
bindlichen Sprachför-
derung (S. 142) 

 Bundesprogramm für 
kommunale Integrati-
onsfachkräfte (S. 142) 

baren Kitabesuchs für alle 
Kinder, auch die Schul-
pflicht gilt unmittelbar für 
alle Kinder (S. 45) 
 
Gut integrierten Menschen 
ohne gesicherten Aufent-
halt dauerhaftes Bleibe-
recht ermöglichen (S. 45) 
Regelungen für den Fami-
liennachzug zu subsidiär 
Schutzberechtigten wieder 
an die für Flüchtlinge an-
gleichen (S. 45) 
 
Geschwisternachzug zu 
unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlingen ermögli-
chen (S. 45) 
 
Arbeitsverbote abschaffen 
(S. 45)  
 
jahrelange Kettenduldun-
gen mit Stichtagsregelung 
beenden (S. 45) 
 
Partizipations- und Integra-
tionsgesetz, das staatliche 
Institutionen zu einem 
Prozess der interkulturel-
len Öffnung verpflichtet (S. 
45) 
 
 

Schutzsuchender zugeteilt 
wurde 
 
Möglichkeit schaffen, Asyl-
anträge und Visum aus 
humanitären Gründen auch 
im Ausland in den Bot-
schaften von EU-
Mitgliedstaaten zu stellen 
 
Sprach- und Integrations-
kurse vom ersten Tag an 
flächendeckend und kos-
tenlos anbieten  
 
Die Vorrangprüfung oder 
die Sperrfrist für Asylbe-
werber beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt, muss abge-
baut werden  
 
(alles S. 76-78) 

mokratiefördergesetz 
 
Geflüchtete bundesweit de-
zentral und in Wohnungen 
unterbringen und ihnen flä-
chendeckend kostenlose 
Sprachkurse anbieten, Geld-
leistungen auf Höhe der soli-
darischen Mindestsicherung 
für alle Menschen 
 
flächendeckende, öffentlich 
finanzierte unabhängige Asyl-
verfahrensberatung durch 
Wohlfahrtsverbände und Ver-
eine 
 
ziviles europäisches Seenot-
rettungsprogramm 
 
Ausweitung verbindlicher 
Flüchtlingsrechte auf Armuts-, 
Umwelt- und Klimaflüchtlinge, 
humanitäre Visavergabe 
 
umfassende Aufnahmekontin-
gente über das Resettlement-
Programm des UNHCR und 
die Aufhebung des Visums-
zwangs für Schutzsuchende.  
 
Entscheidungsmöglichkeit für 
Kommunen, ob sie über die 
ihnen zugeteilten Menschen 
hinaus weitere Geflüchtete 
aufnehmen 
 
Das Recht auf Familiennach-

werberleistungsgesetz, Ar-
beitsverbote und pauschaler 
Wohnsitzauflage (S. 94-95)   
 
keine Ausrufung „sicherer“ 
Herkunfts- oder Drittstaaten 
 
Abschaffung des Flugha-
fenverfahrens (S. 94-95)   
 
Schaffung eines sicheren 
Bleiberechts nach 5 Jahren 
Aufenthalt, für Heranwach-
sende, Jugendliche und 
Familien mit minderjährigen 
Kindern  nach drei Jahren 
(S. 94-95)   
 
Umwandlung der Ausbil-
dungs- und Beschäfti-
gungsduldung in Aufent-
haltsrechte (S. 94-95)   
 
Beendigung der Abschie-
bungen in Kriegs- und Kri-
senländer (S. 94-95)   
 
bundesweiter Abschiebe-
stopp nach Syrien und Af-
ghanistan (S. 94-95)   
 
Einschränkungen beim Fa-
miliennachzug wieder auf-
heben, den Geschwister-
nachzug wieder ermögli-
chen (S. 123-124) 
 
Möglichkeit schaffen für 
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zug muss uneingeschränkt 
gelten 

Schutzbedürftige, mit hu-
manitären Visa sicher nach 
Europa zu kommen und hier 
um Asyl zu ersuchen (S. 
123-124) 
 
Aufnahme aus dem Resett-
lement-Programm deutlich 
ausbauen (S. 123-124) 
 
Länder, Städte und Ge-
meinden sollen mehr Mit-
sprache- und Gestaltungs-
möglichkeiten erhalten, 
wenn es um die humanitäre 
Aufnahme Geflüchteter geht 
(S. 123-124) 

Einbürgerung keine generelle Möglichkeit von 
Mehrstaatigkeit gesetzlich 
verankern (S. 46) 
 
bestehende Hürden bei 
Einbürgerungen abschaf-
fen und hierfür auch die 
geltende Regelaufent-
haltsdauer von bisher acht 
Jahren verkürzen (S.46) 

im Fall einer Einbürgerung 
grundsätzlich auch die 
Mehrstaatigkeit zulassen 
(S.78) 

Alle hier geborenen Kinder und 
Jugendlichen, deren Eltern 
dauerhaft im Land wohnen, 
sollen die deutsche Staatsan-
gehörigkeit erhalten und ein 
Recht auf Mehrstaatlichkeit 
haben – ohne die Staatsbür-
gerschaft der Eltern ablegen 
zu müssen  
 
Migrant*innen sollen nach fünf 
Jahren Aufenthalt in der Bun-
desrepublik einen Rechtsan-
spruch auf Einbürgerung ha-
ben 
 

Staatsangehörigkeit soll 
erhalten, wer hier geboren 
ist, wenn ein Elternteil Auf-
enthalt in Deutschland hat 
(S. 93) 
 
Staatsangehörigkeit darf 
nicht entzogen werden (S. 
93) 
 
Antrag auf Einbürgerung 
nach fünf Jahren Aufenthalt, 
für anerkannte Geflüchtete 
beschleunigtes und verein-
fachtes Einbürgerungsver-
fahren (S. 93) 
 
Optionszwang im Staatsan-
gehörigkeitsrecht abschaf-
fen und Mehrstaatlichkeit 
anerkennen (S. 93) 
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Antirassismus Spezialeinheiten der 
Polizei für sogenannte 
„Cold Cases“ schaffen, 
um ungeklärte schwere 
Straftaten mit möglicher-
weise rechtsextremisti-
schem Hintergrund auf 
neue Ermittlungsansätze 
zu überprüfen (S. 113) 
 
mit gesetzlichen Rege-
lungen die Abwehrkräfte 
unserer Demokratie stär-
ken, dem Bundestag 
sollen regelmäßig Extre-
mismus-Berichte der 
Bundesregierung vorge-
legt werden: gesamtge-
sellschaftliche Entwick-
lungen mit Blick auf De-
mokratiefeindlichkeit, 
Antisemitismus und Ras-
sismus ausleuchten  (S. 
113) 

kritische Auseinanderset-
zung mit unserer kolonia-
len Vergangenheit (S. 46) 
 
nachdrücklich gegen Ras-
sismus, Rechtsextremis-
mus, Antisemitismus, Anti-
ziganismus, Islamfeind-
lichkeit, Antifeminismus, 
Sexismus und LSBTIQ*-
Feindlichkeit vorgehen: 
Schaffung einer Bund-
Länder-Kommission, Straf-
taten konsequenter erfas-
sen und ahnden (S. 45) 
 
gegen rassistische Denk-
muster: mehr Supervision, 
Fort- und Weiterbildungen 
und gute Arbeitsbedingun-
gen im Polizeialltag (S. 47) 
 
Einrichtungen von 
Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften zur Verfolgung 
von Antisemitismus und 
Rassismus unterstützen 
(S.47) 

Rechtsextreme Vereinigun-
gen konsequent verbieten, 
Beobachtung rechtsextre-
mer Gefährder*innen zügig 
intensivieren (S. 51) 
 
Die Sicherheitsbehörden 
müssen sich besser um 
den (S. 51) 
 
Besserer Schutz besonders 
gefährdeter Gruppen und 
ihrer Einrichtungen durch 
Sicherheitsbehörden (S. 
51) 
 
für Menschen mit gefährli-
chen rechtsextremen Ein-
stellungen ist im öffentli-
chen Dienst kein Platz (S. 
51) 
 
Jüdische Einrichtungen 
müssen durch staatliche 
Maßnahmen effektiv ge-
schützt werden (S.51) 

 institutionalisierte Hilfs- und 
Beratungsstrukturen für Men-
schen mit Rassismuserfahrun-
gen, flächendeckend regelfi-
nanziert 
 
in Artikel 3 des Grundgesetzes 
eine Schutz- und Förderklau-
sel gegen rassistische Diskri-
minierung aufnehmen 
 
Organisationsentwicklung in 
der Verwaltung, die für Diskri-
minierungen sensibel ist und 
eine Polizeireform 
 
Partizipationsgesetz:  Quote, 
um den Anteil von Menschen 
mit Migrationsgeschichte in der 
öffentlichen Verwaltung ent-
sprechend ihrem Anteil an der 
Bevölkerung zu erhöhen, und 
Partizipationsrat, der in wichti-
ge Entscheidungen in Wirt-
schaft, Wissenschaft und Poli-
tik einbezogen wird, migranti-
sche Selbstorganisationen Teil 
des Partizipationsrats  
 
Ausweitung der Entschädi-
gungsleistungen für Betroffene 
von rassistisch und antisemi-
tisch motivierten Attacken 
 
Zuständigkeit für Migration und 
Integration dem Bundesin-
nenministerium entziehen: 
Bundesministerium für Migrati-

Wir wollen den Schutz vor 
und die Beseitigung von 
Diskriminierungen, struktu-
rellem und institutionellem 
Rassismus mit einem staat-
lichen Gewährleistungsan-
spruch in der Verfassung 
verankern, ergänzend zur 
überfälligen Ersetzung des 
Begriffs „Rasse“. (S.170) 
Partizipationsrat, ähnlich 
dem Deutschen Ethikrat: 
gesetzlich verankertes und 
unabhängiges Gremium mit 
Vertreter*innen aus der 
(post-)migrantischen Zivilge-
sellschaft,  Wissenschaft  
und  Forschung (S. 86) 
 
Netz zivilgesellschaftlicher 
Beratungsstellen flächende-
ckend ausbauen und pla-
nungssicher und kontinuier-
lich finanzieren (S.86) 
 
die UN-Dekade für Men-
schen afrikanischer Her-
kunft vorantreiben, Strafta-
ten gegen Schwarze Men-
schen in Verfassungs-
schutzberichten explizit 
ausweisen, anti-asiatischen 
Rassismus im Nationalen 
Aktionsplan gegen Rassis-
mus benennen (S.86) 
 
Antirassismus, Antidiskrimi-
nierung und Postkolonialis-
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on und Partizipation einrichten 
 
mehr finanzielle Unterstützung 
für antirassistische Initiativen, 
Trainer*innen, Betreuer*innen 
und ehrenamtliche Verantwort-
liche in Vereinen und (Fan-) 
Projekten stärker unterstützen 

mus in der Leh-
rer*innenausbildung und in 
Lehrplänen verankern 
(S.86) 
 
EU-Roma-Rahmenstrategie 
(Post-2020) umsetzen: Na-
tionale Koordinierungsstelle, 
die Umsetzung und Monito-
ring in Abstimmung mit 
Bundesländern, Verwaltun-
gen und Selbstorganisatio-
nen übernimmt (S.87) 
 
Antisemitismus: Sensibilisie-
rungs- und Präventionspro-
jekte in Vereinen und zivil-
gesellschaftlichen Organisa-
tionen (Regelfinanzierung), 
Prävention von Antisemitis-
mus auch abseits des Ge-
schichtsunterrichts als Leit-
perspektive in den Lehrplä-
nen verankern, Fortbildun-
gen, allen voran der Mitar-
beiter*innen  von  Sicher-
heits-  und  Strafverfol-
gungsbehörden  sowie der 
Gerichte, ausbauen (S. 87) 

Antidiskriminie-
rung (im überge-
ordneten Sinne) 

keine keine Aussagen zur gene-
rellen Antidiskriminie-
rungsstrategie, aber um 
Schutz der besonders 
betroffenen Personen-
gruppen (S. 27, 44, 45) 
 
 

keine Aussagen zur gene-
rellen Antidiskriminierungs-
strategie, aber zum Schutz 
der besonders betroffenen 
Personengruppen (S. 52) 

finanzielle Stärkung der Anti-
diskriminierungsstelle des 
Bundes 
 
Schaffung lokaler/regionaler 
Antidiskriminierungsstellen 
 
Einführung eines Verbands-
klagerechts im AGG 

Bildungsprogramme zu 
Antidiskriminierung (S. 75) 
auch bei der Polizei (S. 99) 
 
Aufwertung der Antidiskri-
minierungsstelle des Bun-
des zu einer Bundesober-
behörde (S. 86) 
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Weiterentwicklung des AGG 
zu einem Bundesantidiskrimi-
nierungsgesetz 
 
POCs und Menschen mit Mig-
rationsgeschichte haben An-
spruch auf diskriminierungs- 
und gewaltfreie Behandlung im 
Gesundheitswesen 
 

Weiterentwicklung des AGG 
zu einem Bundesantidiskri-
minierungsgesetz (S. 86) 
 
systematische Datenerhe-
bung zu Diskriminierungen 
(S. 86) 
 
Verabschiedung der 5. Anti-
diskriminierungs-Richtlinie 
der EU (S. 122) 

Stadtentwicklung 
und Entwicklung 
ländlicher Regio-
nen 

Zukunftspakt für Innen-
städte (S.125) 
 
eigenständiges Pro-
gramm für mehr Grünflä-
chen und natürliche Viel-
falt in der Stadt; Ansied-
lung von Unternehmen 
und Startups in Dorfker-
nen mit Investitionszula-
gen fördern und Ausbau 
der Mehrfunktionshäuser 
und Dorfläden unterstüt-
zen; Dörfer und Klein-
städte durch Breitband-
ausbau und Co-Working 
Spaces fördern (S. 125) 
 
Weiterentwicklung der 
Gemeinschaftsaufgabe 
"Küstenschutz und Ag-
rarstruktur" als Förderin-
strument für ländliche 
Räume (S. 127) 
 
aus besonders struktur-
schwachen Regionen 

Innenstadt- und Dorfent-
wicklung durch Reviatlisie-
rung von Standorten und 
Förderung von Co-
Working Spaces (S. 38) 
 
Recht auf Mobilität für 
Kinder und Jugendliche im 
ländlichen Raum (S. 11) 
 
das Ungleichgewicht zwi-
schen Metropole und Peri-
pherie soll reduziert wer-
den (S. 5) 
 
Garantie einer Breitband-
Versorgung aller Haushal-
te (S. 13) 
 
Grundfinanzierung von 
Kliniken und Erhalt von 
Versorgungszentren im 
ländlichen Raum (S. 18) 
 
Berufsschulen in struktur-
schwachen Regionen und 
im ländlichen Raum stär-

Mit festem "Sockelbetrag" 
Schulen im ländlichen 
Raum sichern (S. 16) 
 
mittelständische und kleine 
Unternehmen im ländlichen 
Raum unterstützen durch 
digitale Infrastruktur (S. 7) 
 
Ausbau von Kurzzeitpfle-
geplätzen, um gerade im 
ländlichen Raum gute Ver-
sorgung zuhause zu ge-
währleisten (S. 39) 
 
"Wir Freie Demokraten 
wollen die Lebensqualität in 
städtischen und ländlichen 
Räumen verbessern." (S. 
53) 

Neue Ausrichtung der Regio-
nalpolitik und Städtebauförde-
rung des Bundes für sozial-
ökologischen Umbau und Be-
lebung von Innenstädten und 
Dorfkernen mit Investitionen 
in Zukunftsaufgaben, wie der 
Gebäudesanierung, der Ver-
besserung des Wohnumfelds, 
dem altersgerechten und bar-
rierefreien Umbau von Ge-
bäuden sowie der Förderung 
nachhaltiger Mobilität  
 
kommunalen Eigenanteil bei 
Aufwertungsmaßnahmen 
streichen 
 
leerstehendes Gewerbe in 
kommunale oder genossen-
schaftliche Hand überführen 
und zu sozialen Zentren wei-
terentwickeln - Finanzierung 
durch Rekommunalisierungs-
fonds des Bundes  
 
Dorf- und Stadtplanung, die 

Digitale Teilhabe durch 
Ausbau von Nachbarschaft-
szentren und Bibliotheken 
fördern (S. 70), Recht auf 
schnelle Breitband- und 
Mobilfunkversorgung (S. 69) 
 
Städtebaunotfallfonds für 
Einzelhandel und Handwerk 
(S. 69) 
 
Städtebauförderung neu 
ausrichten: für schönere 
Städte, mehr Stadtgrün und 
Wasserflächen (S. 69) 
 
Wohnprojekte für alle Gene-
rationen, Co-Working, die 
Aktivierung von Leerstand 
sowie gemeinschaftliche 
und 
genossenschaftliche Wohn-
formen auf dem Land för-
dern (Gemeinschaftsaufga-
be für Agrar- und Küsten-
schutz) (S. 69) 
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Modellregionen machen, 
für die erleichterte Stan-
dards gelten (S. 127) 
 
Stadt und Land stärker 
zusammen denken durch 
an gemeinsame Planung 
gebundene Fördermittel 
und die Einführung von 
Regionalbudgets (S. 127) 
 
Einrichtung von Heimat-
agenturen, die für die 
Ansiedlung von jungen 
Menschen, Familien und 
Arbeitskräften im ländli-
chen Raum werben 
(S. 128) 
 
Erhöhung der Landarzt-
quote und Einführung 
von Gemeindeschwes-
tern für medizinische 
Versorgung auf dem 
Land (S. 129/130) 
 
bedarfsgerechten ÖPNV 
durch Investitionen und 
Mindeststandards stär-
ken, aber auch Ortsum-
gehungen, Autobahnen 
und Bundesstraßen aus-
bauen für Anbindung des 
ländlichen Raums 
(S. 130) 
 

ken (S. 31) 
 
Modellprojekt haushalts-
nahe Dienstleistungen in 
kleinen Städten und Ge-
meinden (S. 36) 

Lebensqualität für alle in den 
Mittelpunkt stellt: keine Politik, 
die im Interesse von Investo-
ren große Einkaufszentren 
und Malls fördert 
 
Stadt- oder Dorfentwicklung 
ist mehr als Wohnen, es 
braucht sowohl öffentliche 
Räume und Plätze der Be-
gegnung als auch soziale und 
kulturelle Einrichtungen 
 
Investitionsprogramm für den 
Stadtumbau, um die einseitige 
Fokussierung auf Automobili-
tät zu überwinden und die 
Lebensqualität zum Beispiel 
durch Spielstraßen zu stei-
gern  
 
verbindliches Anhörungs- und 
Mitwirkungsrecht der Kom-
munen auf Bundesebene  

Bahnhofsgebäude als ge-
meinwohlorientierte Räume 
zu Mobilitätsknotenpunkte 
weiterentwickeln, Zuschüs-
se für Kommunen, wenn sie 
öffentliche Einrichtungen, 
Sporthalle, Bibliothek, 
Spielplatz, Working-Space 
oder Kino unter dem Dach 
eines Kulturzentrums zu-
sammenfassen (S. 69) 
 
Kultureinrichtungen als 
"Dritte Orte" auf dem Land 
fördern (S. 105) 
 
Mobilitätsgarantie ÖPNV im 
ländlichen Raum (S. 13) 
 
Gemeindeschwestern für 
medizinische Versorgung im 
ländlichen Raum (S. 63) 
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Schuldnerbera-
tung 

keine Überschuldeten Privatper-
sonen aus einer nicht aus 
eigener Kraft überwindba-
ren finanziellen Not helfen, 
Schuldnerberatung stär-
ken, vorsorgende Bera-
tungsmöglichkeiten aus-
weiten (S. 23) 

keine Menschen, die durchgehend 
seit mindestens 72 Monaten 
im »Schuldturm« (öffentliches 
Schuldnerverzeichnis) einge-
tragen sind, sollen eine ver-
kürzte vollständige Rest-
schuldbefreiung von 12 Mona-
ten erhalten 
  
 
Schuldnerberatungsstellen 
stärken und mobile Schuld-
nerberatung in ländlichen Ge-
bieten einführen und kosten-
freie juristische Hilfe  

keine 

Suchtpolitik/  
Jugendschutz 

Keine Legalisierung ille-
galer Drogen, sondern 
Aufklärung sowie frühe 
und massentauglichere 
Sanktionen (S. 66) 
 
legale Suchtmittel: ver-
antwortungsvoller Um-
gang, mehr Aufklärung, 
bessere Hilfsangebote 
und einen starken Ju-
gendschutz (S. 66) 

regulierte Abgabe von 
Cannabis an Erwachsene 
in Modellprojekten von 
Ländern und Kommunen 
erproben, begleitet durch 
Maßnahmen der Präventi-
on, Beratung und Behand-
lung im Jugendbereich (S. 
52) 
 
bundeseinheitlich regeln: 
Besitz kleiner Mengen von 
Cannabis nicht mehr straf-
rechtlich verfolgen (S. 52) 

kontrollierte Freigabe von 
Cannabis: Verkauf in lizen-
zierten Geschäften, ähnli-
che Besteuerung wie Ziga-
retten (bis zu 1 Mrd. EUR 
Steuereinnahmen / Jahr), 
Einnahmen für Prävention, 
Suchtbehandlung und Be-
ratung einsetzen (S. 37) 

Cannabis legalisieren: Besitz 
und eigenen Anbau erlauben 
 
Zugang zu medizinischer Nut-
zung von Cannabis entbüro-
kratisieren 
 
Substitutionstherapie für alle 
Opiodabhängigen 
 
Bundesweit Höchstmengen für 
häufig genutzte Drogen, bei 
deren Besitz keine Strafverfol-
gung stattfindet 
 
Mehr Beratungs- und Hilfsan-
gebote schaffen  
 
Werbung für Tabak und Alko-
hol verbieten 

vier Säulen: Prävention, 
Hilfe, Schadensminimierung 
und Regulierung (S. 66/67) 
 
kommunale Modellprojekte 
in der Drogen- und Suchthil-
fe ausbauen: aufsuchende 
Sozialarbeit, Substanzana-
lysen (Drug Checking), 
Substitutions- und Diamor-
phinprogramme (auch in 
Haftanstalten) und Angebo-
te für Wohnsitzlose, bessere 
Vermittlung in ambulante 
und stationäre Therapie (S. 
66/67) 
 
Nichtraucherschutz stärken 
(S. 66/67) 
  
Cannabiskontrollgesetz: 
Verkauf von Cannabis in 
lizenzierten Fachgeschäften 
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ermöglichen mit striktem 
Jugend- und Verbraucher-
schutz (S. 66/67) 
 
Versorgung mit medizini-
schem Cannabis verbes-
sern und Forschung dazu 
unterstützen (S. 66/67) 

Queer keine Gleichstellung verwirkli-
chen: vielfältige Familien-
modelle rechtlich absi-
chern, Verantwortungsge-
meinschaft nach frz. Vor-
bild auch für Regenbogen-
familien, Schaffung eines 
modernen Abstammungs-
rechtes, Reform Transse-
xuellengesetzes, Aufnah-
me Diskriminierungsverbot 
wegen sexueller und ge-
schlechtlicher Identität ins 
Grundgesetz Art.3 Abs. 3 
GG, rechtliche Absiche-
rung von LSBTIQ*Familien 
und Trans* und In-
ter*Personen, nationaler 
Aktionsplan gegen Homo-, 
Bi-, Trans- und Interphobie 
und Gewalt gegen LSB-
TIQ* (S. 43-44) 
 
Ausbau der Diversität und 
Geschlechtergerechtigkeit 
in Führungspositionen, 
Gremien und Jurys (S. 48) 

Diversity Management in 
der Arbeitswelt, gleiche 
Chancen für Aufstieg durch 
Leistung unabhängig von 
Geschlecht, sexueller Ori-
entierung... (S. 33) 
 
Mehrelternschaft und El-
ternschaftsvereinbarungen 
rechtlich anerkennen (bis 
zu vier Eltern, automatisch 
rechtlich zweite Mutter) 
(S. 41) 
 
geschlechtliche Identität 
schützen: Transsexuellen-
gesetz abschaffen und 
durch Selbstbestimmungs-
gesetz ersetzen, Änderung 
Geschlechtseintrag durch 
Selbstauskunft, erweitertes 
Offenbarungsverbot, Auf-
klärungs- und Beratungs-
angebote stärken, Kosten 
geschlechtsangleichender 
Behandlungen vollständig 
durch Krankenkassen, Ver-
bot genitalverändernder 
OPs an intergeschlechtli-
chen Kindern (S. 42) 

Für körperliche und sexuelle 
Selbstbestimmung und 
Gleichstellung aller Lebens-
weisen: Mehrelternfamilien, 
Recht der Eltern-Kind-
Zuordnung reformieren, Lehr-
pläne an Schulen reformieren 
 
LSBTIQ*: mehr queere Bil-
dungsangebote in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen, 
diskriminierungsfreie Sprache 
 
queere Communities stärken: 
Zufluchts- und Wohnorte für 
obdachlose junge und ältere 
queere Menschen, Finanzie-
rung queer-emanzipatorischer 
Projekte, Runder Tisch mit 
zivilgesellschaftlichen LSB-
TIQ*-Verbänden und Organi-
sationen zur Queer und 
Corona, selbstbestimmtes 
Wohnen im Alter 
 
Diskriminierung bekämpfen: 
Selbsthilfe- und Aufklärungs-
projekte der LSB-
TIQ*Communities fördern, 
Antidiskriminierungsstelle mit 

Zugang zum Gesundheits-
system sichern, Diskriminie-
rung beenden (S. 61)  
 
Vielfalt in der Verwaltung: 
Diversity Mainstreaming, 
Diversity Budgeting (S. 8) 
 
Queerfeindlichkeit bekämp-
fen: Ergänzung Art. 3 Abs. 3 
GG, Aktionsplan "Vielfalt 
Leben", bundesweite Auf-
klärungskampagne für junge 
Menschen zum Thema 
queer, Thema in die Lehr- 
und Bildungspläne, queer-
feindliche Straftaten statis-
tisch gesondert erfassen (S. 
98) 
 
Selbstbestimmung garantie-
ren, Transsexuellengesetz 
aufheben (Schaffung 
Selbstbestimmungsgesetz, 
Offenbarungsverbot konkre-
tisieren, OP-Verbot interge-
schlechtliche Kinder, An-
spruch auf med. körperan-
gleichende Maßnahmen 
und Kostenübernahme 
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Nationaler Aktionsplan 
gegen Homo- und Trans-
feindlichkeit (S. 52) 
 
Stärkung von LSBTIQ* 
Rechten international und 
europäisch (S. 73)  

Beratungsangebot für trans* 
und inter*Menschen 
 
Selbstbestimmung für trans* 
und intergeschlechtliche Men-
schen: Abschaffung Transse-
xuellengesetz, Selbstbestim-
mungsrecht schaffen, Ent-
schädigungsfond für OP und 
Sterilisationsopfer bei trans* 
und Interpersonen, Rechte 
von trans* und inter* Kindern 
und Jugendlichen stärken, 
freier medizinischer Zugang 
für Transpersonen, Konversi-
onstherapieverbot bis 27 Jah-
re, queere Gesundheitszen-
tren, Sensibilisierung von 
Strafvollzug und Polizei, Dis-
kriminierungsschutz in Art. 3 
GG verankern, Antidiskrimi-
nierungsstellen und Ver-
bandsklagerecht über AGG 
 
queere Geflüchtete absichern 
und stärken: geschützte Ein-
zelzimmer, Zugang zum In-
ternet, gesundheitliche Ver-
sorgung, Vernetzungs- und 
spezifische Hilfsangebote, 
Fachstellen für LSBTIQ* Ge-
flüchtete flächendeckend 

Krankenkassen, Entschädi-
gungsfond für Opfer aus 
Kreis der trans- und interge-
schlechtlichen Personen, 
deren körperliche Unver-
sehrtheit verletzt oder Ehen 
zwangsgeschieden wurden) 
(S. 98) 
 
Rechte von Minderheiten 
schützen auf internationaler 
und europäischer Ebene (S. 
122) 

Gleichstellung 
und Gewalt-
schutz 

CDU hält am Ehegatten-
splitting fest (S. 71/72) 
 
Elterngeld weiter stärken, 
Partnermonate auswei-
ten, wenn beide Elterntei-

Förderprogramm für Exis-
tenzgründungen von Frau-
en (S. 20) 
 
Gleichstellung von Män-
nern und Frauen in allen 

Wagniskapital für Frauen 
(S. 14) 
 
Frauennetzwerk für Grün-
dungsvorhaben (S. 14) 
 

Einführung verbindliches Ent-
geltgleichheitsgesetz samt 
Verbandsklagerecht, Frauen-
quote in Führungspositionen 
von 50 Prozent, stärkere Tei-
lung von Führungsaufgaben 

Umsetzung Istanbul-
Konvention: Erweiterung der 
Kriminalstatistik, Evaluie-
rung und Novellierung Ge-
waltschutzgesetz, eigen-
ständiger Aufenthaltstitel für 
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le Elternzeit nehmen, um 
weitere zwei auf insge-
samt 16 Monate auswei-
ten (S. 75) 
 
Rushhour des Lebens: 
Wahlfreiheit durch mehr 
Zeitsouveränität 
(S. 75/76) 
 
Zeitwertkonten, Famili-
enzeitkonten, Eltern sol-
len angesparte Zeit ein-
setzen können, um in der 
Familienphase ohne 
finanzielle Nachteile we-
niger zu arbeiten. Auch 
staatliche Fördermittel 
sollen auf Familienzeit-
konten gebucht werden 
können (S. 76) 
 
mehr Familienfreundlich-
keit in Führungspositio-
nen, geschlechterspezifi-
sche Lohn- und Renten-
lücke schließen, Frauen 
für MINT Berufe begeis-
tern, familienfreundliche 
Anstellungsmodelle in 
Postdoc-Phase, Koope-
rationen von Hochschu-
len mit kommunalen Ein-
richtungen verstärken (S. 
79) 
 
Vielfalt der Gesellschaft 
soll auch im öffentlichen 

gesellschaftlichen Berei-
chen bis 2030 erreichen: 
Paritätsgesetze für den 
Bundestag, die Länder und 
Kommunen, Entgelttrans-
parenzgesetz weiterentwi-
ckeln (Unternehmen und 
Verwaltungen verpflichten, 
Löhne und Gehälter im 
Sinne der Geschlechterge-
rechtigkeit zu überprüfen 
und Verfahren festzulegen, 
mit denen Ungleichheit bei 
der Entlohnung beseitigt 
wird), Förderung von 
Frauen und Mädchen im 
naturwissenschaftlichen 
und technischen Bereich 
(MINT), besser Zugang für 
Frauen zu Gründungskapi-
tal, geschlechtsbezogene 
Barrieren insbesondere für 
digitalisierungsbezogene 
Unternehmensgründungen 
abbauen (S. 42)  
 
Hilfesystem aus Bera-
tungsstellen, Frauenhäu-
sern und anderen Schutz-
einrichtungen weiterentwi-
ckeln und die internationa-
len Vereinbarungen zum 
Schutz vor Gewalt am 
Arbeitsplatz (ILO Konven-
tion 190) umsetzen (S. 43) 
 
Für von Gewalt betroffene 
Frauen: Rechtsanspruch 

MINT-Bildung, Frauen und 
Mädchen gezielt fördern (S. 
16) 
 
pro Diversität in Wissen-
schaft (S. 22) 
 
Untersuchung zur Situation 
von Frauen in der Wissen-
schaft (S. 22) 
 
gleiche Chancen für Auf-
stieg - unabhängig vom 
Geschlecht (S. 32) 
 
mehr Frauen in Führungs-
positionen: statt Quote aber 
Selbstverpflichtungen (S. 
32) 
 
Abschaffung § 219a StGB 
(S. 42) 
 
häusliche Gewalt effektiv 
bekämpfen (S. 52) 
 
Istanbul-Konvention: Bund 
und Länder intensiver zu-
sammenarbeiten, anzeige-
unabhängig, kostenlos und 
anonym die Spurensiche-
rung bei sexueller oder 
sexualisierter Gewalt er-
möglichen, Ansprechpart-
ner*innen bei Polizei und 
Justiz nach gemeinsamen 
Standards aus- und weiter-
gebildet werden, bedarfs-

und -positionen durch Jobsha-
ring oder andere Arbeitsmodel-
le  
 
Gender-Budgeting  
 
gegen Kriminalisierung und 
Stigmatisierung von Sexarbei-
tern*innen: Anspruch auf Sozi-
alleistungen und sozialversi-
cherte Beschäftigung, Einbe-
ziehung in eine Solidarische 
Erwerbstätigenversicherung, 
Umschulung, Weiterbildung 
und Fortbildung, freier Zugang 
zu gesundheitlicher Versor-
gung und Recht, sich selbst zu 
organisieren 
 
Geschlechterquotierung in 
öffentlicher Filmförderung und 
unabhängige Kontrolle außer-
halb des Deutschen Werberats 
zur Unterbindung sexistischer 
Werbung 
 
Frauen müssen Zugang zu 
gesellschaftlichen Positionen 
haben, ohne dass ihnen Le-
bensformen aufgedrängt wer-
den: Verbot von Kopftüchern 
wie der Zwang dazu sind un-
zulässige Einschränkungen 
der Entfaltungsmöglichkeiten 
von Frauen.  
(siehe auch „Pflege“, „Familie“, 
„Arbeitsförderung, Arbeitsrecht 
und Beschäftigungspolitik“ 

gewaltbetroffene Frauen, 
Schulung Polizei und Justiz 
zu sexualisierter Gewalt, 
Ordnungsmaßnahmen ge-
gen verbale sexuelle Beläs-
tigung, Notfallversorgung für 
Opfer von Vergewaltigun-
gen (S. 96) 
 
Frauenhäuser: mehr Plätze, 
Rechtsanspruch, Finanzie-
rungsverantwortung Bund, 
Länder und Kommunen, 
inklusive Einrichtungen für 
alle Menschen und deren 
Kinder, nationaler Aktions-
plan gegen Menschenhan-
del (S. 96) 
 
Strategie gegen Genitalver-
stümmelung (S. 97) 
 
Evaluation Prostituierten-
schutzgesetz, Arbeitsbedin-
gungen in legaler Prostituti-
on verbessern, Beratungs-
angebote, auch zu Ausstieg, 
verbessern (S. 97) 
 
wohnortnahe Versorgung 
bei Schwangerschaftsab-
bruch sicherstellen, Bera-
tungsangebote ausbauen, 
Entkriminalisierung 
Schwangerschaftsabbruch: 
§219a StGB aus Strafge-
setzbuch streichen (S. 97) 
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Dienst sichtbar sein, 
Sorgearbeit als Qualifika-
tion berücksichtigen (S. 
102) 
 
frauenfeindliche Strafta-
ten in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik erfassen 
(S. 110)  
 
Opfern von sexualisierter 
oder häuslicher Gewalt 
soll flächendeckend an-
geboten werden, die 
Spuren vertraulich und 
gerichtsfest dokumentie-
ren zu lassen, ohne dass 
ein Ermittlungsverfahren 
von Amts wegen einge-
leitet werden muss (S. 
110) 
 
Prostitution von Schwan-
geren sowie Heranwach-
senden unter 21 Jahren 
verbieten (S. 110) 
 
Straßenstrich stärker 
regulieren (S. 110) 
 
Bund-Länder-
Zusammenarbeit verbes-
sern, damit das Prostitu-
iertenschutzgesetz effek-
tiver durchgesetzt wer-
den kann (S. 110) 
 
deutlich schärfere Kon-

auf Beratung und Schutz 
(S. 43) 
 
Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften für Femizide ein-
richten (S. 43) 
 
Geburten: Versorgungssi-
cherheit und die freie Wahl 
des Geburtsortes (S. 43) 
 
kostenfreier Zugang zu 
Verhütungsmitteln (S. 43) 
 
Schwangerschaftsabbrü-
che in Krankenhäusern als 
Grundversorgung, Para-
graphen 219a abschaffen. 
218 ff.: Schwangerschafts-
konflikte gehören nicht ins 
Strafrecht. (S. 43) 

gerechter Ausbau von 
Frauenhausplätzen und 
bundesweit einheitliche 
Finanzierung sowie ein 
nationales Online-Register, 
Informationen über Hilfsan-
gebote zu häuslicher Ge-
walt standardmäßig bei 
Gynäkolog*in zur Verfü-
gung stellen, präventive 
und repressive Täter- und 
Täterinnenarbeit ausbauen 
(S. 52) 
 
Frauenrechte sind Men-
schenrechte (S. 73) 

 
Istanbul-Konvention vollstän-
dig umsetzen, Frauenhäuser 
und Fachberatungsstellen: 
bundeseinheitliche Pauschalfi-
nanzierung, an der sich der 
Bund beteiligt  
 
Entscheidungen zum Sorge- 
und Umgangsrecht: Gewalt-
schutz oberste Priorität  
 
staatliche Behörden wie Poli-
zei, Gerichte und Ämter sowie 
medizinisches Personal für  
geschlechtsspezifische Gewalt 
- auch in digitaler Form - sen-
sibilisieren, alternative (Erst-
)Anlaufstellen zur Polizei in 
Form von Nicht- Regierungs-
organisationen  
 
geflüchtete Frauen: eigenstän-
diger Aufenthaltstitel im Fall 
von Gewalt in der Partner-
schaft  
Menschenhandel: Aufenthalts-
titel, Schutz und Entschädi-
gung unabhängig von der Be-
reitschaft der Opfer, als 
Zeug*in in einem Strafverfah-
ren auszusagen  
 
alle Formen von Gewalt und 
Gewaltverherrlichung gegen 
Frauen, Kinder und LSBTIQA* 
konsequent ahnden  
 

Kosten für ärztlich verordne-
te Empfängnisverhütung für 
Empfänger*innen von staat-
lichen Transferleistungen 
und Geringverdiener*innen 
unbürokratisch überneh-
men, perspektivisch: kos-
tenfreier Zugang zu Verhü-
tungsmitteln für alle (S. 97) 
 
Frauen bei Gründungen und 
Nachfolgen (S. 29), Vor-
standssitze größerer bör-
sennotierter Unternehmen 
bei Neubesetzung mindes-
tens zu einem Drittel an 
Frauen, Aufsichtsräte Frau-
enanteil von mindestens 40 
Prozent, ÖD Frauenanteil 
von 50 Prozent in Füh-
rungspositionen, fehlende 
Elternzeitregelung im Ak-
tienrecht beseitigen (S. 32), 
Geschlechtervielfalt in der 
Digitalwirtschaft, Ansprache 
von Frauen für MINT, fami-
liengerechte Ausbildungs-
wege, Diversität Leitprinzip 
für alle Digitalstrategien (S. 
37) 
 
Entgeltsgleichheitsgesetz 
auch für kleine Betriebe, EU 
Richtlinie für Lohngleichheit, 
Lohncheckverfahren durch-
führen, Berufe, die vor allem 
von Frauen ausgeübt wer-
den, sollen höhere Wert-
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trolle des Prostitutions-
gewerbes und intensive-
re Ermittlungen beim 
Menschenhandel (S. 
110)  
 
Ausstieg aus der Prosti-
tution stärker unterstüt-
zen (S. 110) 
 
Opferschutz vor Täter-
schutz: Informations- und 
Beteiligungsrechte für 
Opfer von Straftaten 
ausbauen, Opferschutz 
stärkeres Gewicht in der 
polizeilichen und justiziel-
len Aus- und Weiterbil-
dung geben (S. 121) 

legaler Zugang zu Schwanger-
schaftsabbruch, Paragrafen 
218 bis 219 b StGB streichen, 
laufende Verfahren nach 219a 
umgehend einstellen 
 
Möglichkeit zum Schwanger-
schaftsabbruch in öffentlichen 
Krankenhäuser sicherstellen, 
nötige fachliche Ausbildung 
muss zum Teil des Medizin-
studiums werden  
 
sämtliche Verhütungsmetho-
den von ausnahmslos allen 
Krankenkassen bezahlen  
 
Forschung an neuen Verhü-
tungsmethoden (auch für 
Männer), Hygieneprodukte für 
Menstruation von öffentlichen 
Gesundheitsstellen und in 
öffentlichen Einrichtungen 
kostenfrei zur Verfügung stel-
len 
 
künstliche Befruchtung allen 
Menschen kostenfrei durch 
Kostenübernahme der Kran-
kenkasse zur Verfügung stel-
len, auch nicht-verheirateten, 
lesbischen, Single-Frauen, 
Trans* und queeren Menschen 
 
Frauen mit Behinderung haben 
ein Recht auf reproduktive 
Selbstbestimmung und Eltern-
schaft, dazu gehören das 

schätzung erfahren (S. 54) 
 
Minijobs in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäfti-
gung überführen, Regelun-
gen für haushaltsnahe 
Dienstleistungen, gender-
sensible Berufsberatung, 
kluge Zeitpolitik, Vereinbar-
keit für Väter, Verbandskla-
gerecht bei Diskriminierun-
gen am Arbeitsplatz, Eltern 
in Arbeitswelt nicht benach-
teiligen (S. 55) 
 
Gleichberechtigung bei der 
Steuer (neu geschlossene 
Ehen: individuelle Besteue-
rung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag, bei Lohn-
steuer: Klasse 5 abschaffen, 
Faktorverfahren soll Regel 
werden, bereits verheiratete 
Paare können wählen) (S. 
55) 
 
Geburtshilfe verbessern 
(S. 60/61) 
 
Forschung zu geschlechts-
spezifischer Medizin, Pflege 
und Frauengesundheit 
muss sichergestellt werden 
(S. 61) 
 
Gleichberechtigung und 
Teilhabe in einem Ministeri-
um bündeln (S. 86) 
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Recht auf Erhalt und Förde-
rung ihrer Fruchtbarkeit sowie 
der Zugang zu Unterstüt-
zungsangeboten: Assistenz 
zur Elternschaft, barrierefreier 
Zugang zu umfassender, un-
abhängiger Beratung  
 
zur Umsetzung des Rechts auf 
Elternschaft müssen flächen-
deckend Wohn- und Unterstüt-
zungsleistungen im Rahmen 
der begleiteten Elternschaft 
zur Verfügung gestellt werden. 

 
Macht fair teilen - in den 
Parlamenten: Paritätsgesetz 
(S. 90) 
 
Bundesstiftung Gleichstel-
lung ausbauen (S. 95) 

Wohnen Ablehnung Mietendeckel 
(S. 123) 
 
Fortführung der Wohn-
raumoffensive (123) 
 
Förderung des Neubaus 
u. a. durch verbesserte 
Abschreibungen, Be-
schleunigung von Pla-
nungs- und Genehmi-
gungsverfahren, weniger 
Bauvorschriften (S. 124) 
 
bis 2025: Bau von mehr 
als 1,5 Mio. neuen Woh-
nungen (S. 123) 
 
Förderung des Sozialen 
Wohnungsbaus (S. 124) 
 
Unterstützung der Inves-
titionen in barrierefreien 
Umbau von Wohnungen, 

flächendeckende Umset-
zung von Housing First (S. 
37) 
 
Einführung einer neuen 
Wohnungsgemeinnützig-
keit (S. 36) 
 
Einführung eines Mietmo-
ratoriums auf angespann-
ten Wohnungsmärkten: 
zeitlich befristet, Erhöhung 
um Inflationsausgleich (S.  
36) 
 
Schärfung der Mietpreis-
bremse (S. 36) 
 
Schutz für Gewerbemieter 
verbessern (S. 38) 
 
Neubau von 100.000 So-
zialwohnungen jährlich (S.  
37) 

Abschaffung Mietpreis-
bremse und Verhinderung 
eines bundesweiten Mie-
tendeckels, Erhaltungsver-
ordnungen (S. 85) 
 
mehr barrierefreien und -
armen Wohnraum im Be-
stand und Neubau schaffen 
(S. 84) 
 
„Bündnis für selbstbestimm-
tes Wohnen im Alter“ ein-
richten (S. 84) 
 
Wohngeld für zahlungs-
schwache Wohnungssu-
chende (S. 86) 
 
Förderung des Neubaus 
durch u. a. Vergünstigung 
des Bauens, Beschleuni-
gung der Baugenehmi-
gungsverfahren, Umset-

Bundesweiter Mietendeckel, 
Senkung besonders hoher 
Mieten 
 
Schaffung von 250.000 „dau-
erhaft bezahlbaren“ Wohnun-
gen pro Jahr (u.a. Sozialwoh-
nungen) 
 
Einführung neuer Wohnungs-
gemeinnützigkeit 
 
Mietendeckel für u.a. soziale 
und gemeinnützige Träger  
 
Übernahme der Beiträge für 
Mitgliedschaft in Mieterverei-
nen 
 
keine Schufa-Auskünfte, nur 
Mietschuldenfreiheitserklärung  
 
Schaffung von frauenspezifi-
schem Wohnraum  

Nationales Aktionspro-
gramm zur Bekämpfung von 
Wohnungslosigkeit; Housing 
First (S. 65) 
 
Abwendung von Kündigun-
gen und Verbot der 
Zwangsräumung auf Straße 
(S. 65) 
 
Einführung einer neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeit 
(S. 65, 69) 
 
Mietobergrenzen im Be-
stand sowie Mietpreisbrem-
se nachschärfen (S. 66) 
 
Begrenzung regulärer Miet-
höhen auf 2,5 Prozent in-
nerhalb Mietspiegels (S. 66) 
 
landesspezifische Mietrege-
lungen sind auf angespann-
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insbesondere über KfW-
Programme 
 
regelmäßige Anpassung 
des Wohngeldes ab 2022 
(S. 124) 
 
Beförderung energeti-
scher Sanierung bei 
Wohn- und Gewerbeim-
mobilien, u.a. verbesser-
te steuerliche Förderung, 
attraktivere 
KfW-Programme (44, 
125f.) 
 
Ausweisung von Bauland 
durch Kommunen und 
Mobilisierung von Fläche 
für Wohnungsbau fördern 
(S. 124) 
 

 
Förderung des barriere-
freien Wohnraums (S. 38, 
44) 
 
bis 2030 Versorgung von 
fünf Millionen Häuser mit 
innovativen Heiz- und 
Energiesystemen (z.B. 
Wärmepumpen) (S. 9) 
 
einheitliche und rechtssi-
chere Kriterien für qualifi-
zierten Mietspiegel; Be-
rechnungszeitraum auf 8 
Jahre beziehen (S. 36) 
 
Bund, Länder und Kom-
munen sollen öffentliches 
Eigentum an Grundstü-
cken sichern; - Vorkaufs-
recht für Kommunen stär-
ken; Stärkung kommunaler 
Wohnbauflächen; Schaf-
fung von Bodenfonds (S. 
37) 

zung der Empfehlungen der 
Baukostensenkungskom-
mission, Verbesserung von 
Abschreibung (S. 7, 85) 
 
Aktivierung von Bauland, 
bspw. durch stärkere Ko-
operation der Länder mit 
Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben (S. 85) 

 
weitgehendes Umwandlungs-
verbot von Miet- in Eigen-
tumswohnungen; Milieuschutz 
ausweiten 
 
Verstöße gegen Mietgrenzen 
stärker ahnden 
 
Vorkaufsrecht für Gewerbe-
mieter*innen 
 
Mieter*innen nur in Höhe ein-
gesparter Nebenkosten an 
energetischer Modernisierung 
beteiligen 
 
Klimakomponente bei KdU und 
Wohngeld; Wohngeld erhöhen 
und reformieren 
 
Schaffung eines klimaneutra-
len Gebäudebestandes bis 
2035; Einführung eines Sofort-
programmes und Aufstockung 
KfW-Programm  
 
Energetische Sanierung und 
Neubau fördern 
 
Gemeinschaftsorientierte Bo-
denpolitik (Bodenpreisdeckel, 
Bodensicherungsgesetz, An-
kaufprogramm u. a.) 
 
Vergesellschaftung von gro-
ßen Wohnungskonzernen 
 

ten Märkten möglich (S. 66) 
 
Gewerbemietschutz für 
soziale Einrichtungen ein-
führen (S. 33, 68) 
 
Erhöhung und Verstetigung 
der Mittel für sozialen Woh-
nungsbau (S .65) 
 
Schaffung von 1 Mio. dau-
erhaften Sozialwohnungen 
in den nächsten 10 Jahren 
(S. 65f) 
 
Sozialer Wohnungsbau soll 
an Barrierefreiheit gebun-
den werden (S. 88) 
 
Förderung barrierefreier 
Wohnungen und Wohnum-
feld (S. 70, 88) 
 
Zuschuss für Wohngeld: 
Klimawohngeld einführen 
(S. 11) 
 
 Modernisierungsumlage auf 
max. 1,50€/m² absenken; 
perspektivisch warmmieten-
neutrale Modernisierungen, 
Einführung eines Drittel-
Modells zur Verteilung der 
Modernisierungskosten (S. 
11, 66) 
 
Klima-Sanierungsoffensive 
bei Gebäuden (S. 10f.) 
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Corona-Moratorium für Kündi-
gungen fortsetzen 
 
Recht auf Wohnen ins GG 
 
Verbot der Räumung in Woh-
nungslosigkeit 
 
Housing First verankern 

 
Qualifizierte Mietspiegel 
stärken unter Heranziehung 
der Mietverträge der letzte 
20 Jahre (S. 66) 
 
Recht auf Wohnen ins GG 
aufnehmen (S. 65) 
 
KfW-„Sicher-Wohnen-
Programm“ bei Einkom-
mensausfällen; Unterstüt-
zung von Vermietern (S.65) 
 
Ausweitung Umwandlungs-
verbot, Milieuschutz und 
Eigenbedarfskündigung 
eingrenzen (S.66) 
 
Stärkung des kommunalen 
Vorkaufsrechts (S. 66) 
 
strategische Bodenvorrats-
politik in Kommunen (S. 67) 
 
Umwandlung der BImA in 
gemeinnützigen Boden-
fonds (S. 67, 69) 
 
Mietwucher (§ 5 WiStrG) 
tatsächlich ahnden (S. 66) 

Steuerpolitik keine Steuererhöhungen, 
Solidaritätszuschlag für 
alle schrittweise abschaf-
fen, kleine und mittlere 
Einkommen entlasten 
 
keine Vermögenssteuer 

Steuersenkungen für klei-
ne und mittlere Einkom-
men  
 
Steuererhöhungen für die 
oberen fünf Prozent der 
Einkommen: Aufschlag auf 

keine Verschärfung Erb-
schaftssteuer (S. 11) 
 
keine Vermögenssteuer 
oder einmalige Vermö-
gensabgabe (S. 11) 
 

Vermögenssteuer ab 1 Million 
(Freibetrag bei Betriebsvermö-
gen: 5 Millionen, Altersvorsor-
ge ausgenommen, Eingangs-
steuersatz 1 Prozent, progres-
sive steigend auf 5 Prozent) 
 

Schrittweise: stärkere Be-
steuerung von Umweltbe-
lastung und Ressourcen-
verbrauch und Entlastung 
von Arbeit (S. 44)  
 
Schuldenbremse: bei Inves-
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oder Erhöhung Erb-
schaftssteuer 
 
für europäische Finanz-
transaktionssteuer 
(Kleinanleger und Alters-
vorsorge nicht belasten) 
 
keine Aufweichung der 
grundgesetzlichen 
Schuldenbremse  
 
(alles S. 34-  
35 und 70-74) 
 

Spitzensteuersatz zukünf-
tig ab 500.000 EUR (Ver-
heiratete) bzw. 250 000 
EUR (Ledige)  
 
Wiedereinführung Vermö-
genssteuer: 1 Prozent auf 
sehr hohe Vermögen 
 
Mindestbesteuerung bei 
Erbschaften  
 
Finanztransaktionssteuer, 
möglichst europäisch 
 
international verhandeln: 
Mindestbesteuerung gro-
ßer Digitalunternehmen 
 
(alles S. 22-23) 
 
hoch verschuldeten Kom-
munen einmalig hohe Alt-
schulden abnehmen (S.19) 

Spitzensteuersatz erst ab 
90.000 EUR (S. 11) 
 
Solidaritätszuschlag kom-
plett abschaffen (S. 11) 
 
Betonung der grundgesetz-
lichen Schuldenbremse (S. 
10) und Einführung neuer 
Schuldenbremse für Sozi-
alversicherungen: versiche-
rungsfremde Leistungen 
vollständig aus Bundes-
haushalt finanzieren (S. 89) 
 
offen für Entschuldung 
besonders belasteter 
Kommunen (S. 53) 

Vermögensabgabe ab 2 Millio-
nen zur Bewältigung der Pan-
demiekosten 
 
Erbschaftssteuer: Privilegien 
für Betriebsvermögen bei Erb-
schaften und Schenkungen 
streichen, Steuersatz bei ho-
hen Erbschaften erhöhen  
 
Erhöhung Körperschaftssteuer 
auf 25 Prozent 
 
Einführung Finanztransakti-
onssteuer 
Ausweitung der Gewerbesteu-
er (Bemessungsgrundlage 
ausweiten, Selbstständige und 
Freiberufler*innen einbezie-
hen)  
 
Schuldenbremse abschaffen, 
Altschuldenfonds des Bundes 
für verschuldete Kommunen 
 
Einkommenssteuer ab 70.000 
Euro auf 53 Prozent, Rei-
chensteuer (60 Prozent ober-
halb von 260.000 EUR, 75 
Prozent oberhalb einer Million)  
 
Einführung Solidarpakt III 
(analog zum jetzigen Soli) zur 
Finanzierung des Struktur-
wandels in Regionen  
 
Grunderwerbssteuer reformie-
ren  

titionen begrenzte Kredit-
aufnahme in Höhe der Net-
to-Investitionen (S. 44) 
 
Steuersatz von 45 Prozent 
ab 100.000 (Alleinstehende) 
bzw. 200.000 (Paare), 48 
Prozent ab 250.000 bzw. 
500.000 48 Prozent, Anhe-
bung Grundfreibetrag, Ver-
mögenssteuer wiedereinfüh-
ren: 1 Prozent bei Vermö-
gen oberhalb von 2 Millio-
nen pro Person  
Umgehung der Erbschafts-
steuer verhindern, internati-
onal: Digitalkonzerne an-
gemessen besteuern (S. 44-
46) 
 
EU-weite Finanztransakti-
onssteuer (S. 42) 
 
Gewerbesteuerausfälle 
2021/2022 durch Bund und 
Länder übernehmen (S. 68) 
 
Unterstützung Kommunen 
bei Altschulden und krisen-
bedingten Ausfällen (S. 68) 
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Gemeinnützig-
keit/ Vereins-
recht/ Sozialun-
ternehmen/ Ver-
antwortungsei-
gentum 

starke gesellschaftliche 
Zusammenhalt durch 
ausgeprägte Gemein-
wohlorientierung (S. 132) 
 
Schaffung eines Innova-
tionsfreiheitsgesetzes: 
bürokratische Hürden für 
Gründer*innen aus dem 
Bereich der Wissenschaft 
abbauen und Unterstüt-
zung in der Gründungs-
phase gemeinnützig 
durchführen (S.90).  

Starke Zivilgesellschaft 
und zeitgemäßes Gemein-
nützigkeitsrecht (S. 47) 
 
Aufnahme weiterer gesell-
schaftspolitische bedeut-
same Zwecke in den 
Zweckkatalog und Zuläs-
sigkeit von politischer Be-
tätigung (S. 47). 
 
Verankerung Journalismus 
als gemeinnütziger Zweck 
(S. 50) 
 
E-Sports soll gemeinnützig 
werden (S. 48) 

Die Gemeinnützigkeit von 
E-Sports-Vereinen soll 
anerkannt werden (S. 54) 
 
Zugang zu neuen digitalen 
Lösungen für Vereine ver-
einfachen in Bereichen 
Akquise und Verwaltung (S. 
54) 
 
Erhöhung der Übungsleiter 
und Ehrenamtspauschale 
(S. 54) 

Reform Gemeinnützigkeits-
recht: Ausweitung anerkannter 
Zwecke, Mitwirkung an politi-
scher Meinungsbildung un-
schädlich für Gemeinnützigkeit 
 
Nutzung gemeinnütziger Stif-
tungen zur Steuervermeidung 
einschränken 
 
Gemeinnützige Medien fördern 
 
Siehe „Pflege“ und „Gesund-
heit“ und „Wohnen“ 

Gründungswelle für neue 
Genossenschaften (S. 35) 
 
Einführung Unternehmens-
form in Verantwortungsei-
gentum (S. 36) 
 
Reformierung Gemeinnüt-
zigkeitsrecht, politische 
Meinungsäußerung (S. 92) 
 
Abschaffung der Beweis-
lastumkehr bei Demokratie-
klausel in § 51 Abs. 3 AO 
(S. 92) 
 
Mehr Zwecke wie Frieden, 
Grund- und Menschenrech-
te, Rechtsstaatlichkeit, So-
zialstaatsgebot, Bekämp-
fung von Diskriminierung (S. 
92) 
 
Mehr Transparenz: Ge-
meinnützigkeitsregister und 
Regeln zur Offenlegung der 
Spendenstruktur (S. 92) 
 
für ein europäisches Ver-
eins- und Gemeinnützig-
keitsrecht (S. 109) 
 
unabhängige Patientenbera-
tung als gemeinnützige 
Stiftung (S. 62) 
 
Gemeinnütziger Journalis-
mus (S. 91),  
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Umwelt und Kli-
ma (mit sozialpoli-
tischem Bezug) 

Treibhausgasneutralität 
in Deutschland bis 2045 
(S. 40) 
 
Emissionshandel in Be-
reichen Wärme und Mo-
bilität in europäischen 
Emissionshandel integ-
rieren (S. 41) 
 
Soziale Kompensation 
CO2-Preis: Abschaffung 
EEG-Umlage (S. 41) 
 
Klimaeffizienzreform: 
energiebezogene Steu-
ern, Umlagen und Ent-
gelte stärker auf CO2-
Ausstoß ausrichten (S. 
41) 

Klimaneutral bis 2045 (S. 
8) 
 
soziale Kompensation 
CO2-Preis: EEG-Umlage 
bis 2025 abschaffen und 
aus Bundeshaushalt finan-
zieren, pro-Kopf-Bonus 
prüfen (S. 10) 
 
Modelle wie das 365-Euro-
Ticket oder ticketfreien 
Nahverkehr unterstützen 
(S. 10)  
 
CO2-Preis soll von Ver-
mieter*innen getragen 
werden (10) 

EU-Emissionshandel auf 
alle Sektoren und regional 
ausweiten (S. 58) 
 
soziale Kompensation 
CO2-Preis: EEG-Umlage 
abschaffen, Stromsteuer 
senken, Klimadividende: 
pauschal, aufkommens-
neutral (59) 

verbindliche Obergrenzen für 
klimaschädliche Emissionen 
 
100 Prozent Erneuerbare 
Energien bis spätestens 2035 
 
Unterstützung von Einführung 
365-Euro-Ticket, perspekti-
visch kostenloser ÖPNV  
 
Industrietransformationsfonds 
für Strukturwandel in der In-
dustrie 
 

in 20 Jahren klimaneutral 
(S. 6) 
 
soziale Kompensation CO2-
Preis: Energiegeld pro Kopf 
aus Einnahmen aus CO2-
Preis, bei Transferleistun-
gen anrechnungsfrei, Sen-
kung EEG-Umlage, 
Klimabonus-Fonds für 
Pendler*innen mit niedrigen 
Einkommen für den Umstieg 
auf Bus und Bahn oder 
emissionsfreie Fahrzeuge 
(S. 7) 
 
Hauseigentümer*innen sol-
len für CO2-Preis im Be-
reich Wärme aufkommen 
(S. 11) 
 
Drittel-Modell bei Kosten für 
klimafreundliche Moderni-
sierungen, Klima-Wohngeld 
(S. 11) 
 
Unterstützung für ticketlo-
sen ÖPNV (S. 13) 

 


